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 Über das Projekt

Das Forschungsprojekt „Systemcheck“
des Bundesverbands Freie Darstellende
Künste e. V. erforscht von 2021 bis 2023
die Arbeitssituation von Solo-Selbstständi-
gen und Hybrid-Beschäftigten in den dar-
stellenden Künsten und deren soziale Absi-
cherung.

Das Projekt bringt Akteur*innen aus dem
Praxisfeld, der Politik und der Wissen-
schaft in einen Austausch und ermöglicht
so eine partizipative Bestandsaufnahme
und Analyse. Grundlage dafür ist eine
qualitative und quantitative Erhebung, die
Rückschlüsse auf die Wirksamkeit der Sys-
teme der sozialen Absicherung und
zusätzliche Bedarfe zulassen.

Ziel ist die Erarbeitung von Optimierungs-
bedarfen und Handlungsempfehlungen für
dynamische, sozialpolitische und faire In-
strumente, die an die Arbeits- und Lebens-
wirklichkeit von (Solo-)Selbstständigen
bzw. hybrid-beschäftigten Kunstschaffen-
den angepasst sind.
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Über die Themendossiers

Im Rahmen des Forschungsprojektes
„Systemcheck“ werden drei Diskussions-
papiere zu Studien sowie elf essayistisch
verfasste Themendossiers online veröff-
entlicht. Sie sind eine Grundlage für politi-
sche Empfehlungen für einen System-
check.

In den Themendossiers wird die For-
schung zu Arbeitsbedingungen und
insbesondere den Systemen der sozialen
Absicherung von Solo-Selbstständigen
und Hybrid-Beschäftigten, die im Bereich
der darstellenden Künste tätig sind, er-
gänzt bzw. vertieft. Dies geschieht punktu-
ell zu bestimmten Themen bzw. Aspekten,
indem Perspektiven aus der Praxis und/
oder wissenschaftlichen Disziplinen einge-
nommen werden. Am Ende steht eine aus-
führliche Abschlussdokumentation, die
sämtliche Ergebnisse des Projektes „Sys-
temcheck“ darstellt und Handlungsemp-
fehlungen enthält.
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Einleitung6

Sören Fenner,
Anica Happich,
Laura Kiehne



 Wie der Workshop „Vom Wirklichen zum Möglichen“ mit Akteur*innen
aus den darstellenden Künsten und das daran gekoppelte Themendos-
sier „Das Schlechteste aus zwei Welten? Hybrid-Erwerbstätige in den
darstellenden Künsten“ gezeigt haben, beschreiben viele hybrid-arbei-
tende Künstler*innen, dass die sozialen Sicherungssysteme in
Deutschland keine adäquaten Lösungen für die Absicherung ihrer Le-
bensrisiken (Alter, Unfall, Krankheit, Pflegebedürftigkeit und Arbeitslo-
sigkeit) bieten.

Dieses Themendossier nimmt die gegenwärtige Situation von hy-
brid-arbeitenden Künstler*innen genauer unter die Lupe, vor allem in
Bezug auf die Arbeitslosigkeit, die Rente und die Altersvorsorge. Ziel
des Dossiers ist es, Lösungsansätze vorzustellen, wie Verbesserungen
für die Arbeits- und Lebensrealität des Erwerbsmixes aus abhängiger
Beschäftigung und selbstständiger Erwerbstätigkeit erreicht werden
können.

Wir konnten mit Ulrike Kuner und Lisa Basten zwei Spitzenvertreterin-
nen aus den Interessenverbänden der darstellenden Künste in
Deutschland und Österreich gewinnen – und mit Prof. Dr. Uwe Fachin-
ger einen der wichtigsten Expert*innen für Grundsatzfragen der Ge-
staltung sozialer Sicherungssysteme. Alle drei stellen ihre Erkenntnis-
se, Erfahrungen und Visionen vor.

Lisa Basten ist Wissenschaftlerin, forscht und publiziert zu Arbeitsbe-
dingungen von Kreativen. Sie leitet den Bereich Kunst und Kultur bei
ver.di. In ihrem Artikel „Hybride Erwerbstätigkeit – Herausforderung
für die Arbeitslosenversicherung, Realität für Akteur*innen in den dar-
stellenden Künsten“ analysiert sie, warum sich hybrid-arbeitende Per-
sonen in den darstellenden Künsten in Deutschland heute de facto
nicht gegen das Risiko der Arbeitslosigkeit versichern können. Dabei
entwickelt sie acht konkrete Schritte, die notwendig wären, um das zu
ändern.

Prof. Dr. Uwe Fachinger ist Leiter des Fachgebiets Ökonomie und De-
mographischer Wandel an der Universität Vechta. Fachingers For-
schungsschwerpunkt sind unter anderem Grundsatzfragen der Gestal-
tung sozialer Sicherungssysteme. In seinen Anmerkungen zur ​​Alters-
vorsorge „Hybrid Arbeitende in den darstellenden Künsten“ diagnosti-
ziert er Probleme und Lücken der aktuellen Systeme und erarbeitet
Kriterien und Verfahrensoptionen für deren Weiterentwicklung.

Ulrike Kuner ist Geschäftsführerin der IG Freie Theater. Sie dokumen-
tiert in ihrem Artikel „Sträußchen“ den österreichischen Weg der letz-
ten Jahre, an dem sie maßgeblich beteiligt war. Sie zeigt auf, wie es
mit relativ wenigen, aber gut konzertierten Maßnahmen gelungen ist,
einen großen Teil der Akteur*innen aus den darstellenden Künsten in
die österreichischen Sozialversicherungssysteme zurückzuholen und
damit nachhaltig abzusichern.
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Hybride
Erwerbs-
tätigkeit –
Heraus-
forderung
für die
Arbeits-
losenver-
sicherung
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Lisa Basten
(15. Januar 2023)



 Die Diskussion um die Anpassung der sozialen Sicherungssysteme in 
Deutschland angesichts einer sich wandelnden Arbeitswelt muss im 
europäischen Kontext stattfinden. Der Artikel wirft daher zunächst ei-
nige Schlaglichter auf die Prinzipien und Ideen der Europäischen Insti-
tutionen dazu. Der Fokus liegt dann aber auf den hierzulande diskutier-
ten Möglichkeiten, die Arbeitslosenversicherung weiterzuentwickeln.

Insbesondere für hybrid Erwerbstätige in den darstellenden Künsten 
ist eine Absicherung für Phasen der Arbeitslosigkeit heute kaum 
möglich. Der Artikel beleuchtet die derzeitigen Bedingungen für eine 
Absicherung in der Arbeitslosenversicherung (ALV) für angestellte und 
selbstständige Tätigkeiten unter dem Blickwinkel der spezifischen Her-
ausforderungen für diese Gruppe. Daraus abgeleitet umreißt der Arti-
kel die Stellschrauben, an denen es zu drehen gilt, damit hybride Er-
werbstätige in den darstellenden Künsten die Möglichkeit bekommen, 
für Phasen vorzusorgen, in denen das Einkommen wegfällt. Acht 
Aspekte, die für eine Verbesserung der Lage notwendig sind, werden 
diskutiert:

Die ALV muss für alle Selbstständigen zugänglich werden, unabhän-
gig von einer vorherigen Pflichtversicherung. (1)
Alle arbeitsbezogenen Einkommensquellen müssen in die Arbeitslo-
senversicherung einbezogen werden. (2)
Grundlage für die Berechnung der Beiträge und der Leistung (das
Arbeitslosengeld) muss das gesamte Erwerbseinkommen sein. (3)
Bei hybrider Erwerbstätigkeit muss der Wegfall einzelner Einkom-
mensquellen abgesichert werden (Teilarbeitslosengeld). (4)
Bei vorübergehendem und unfreiwilligem Arbeitsausfall müssen
auch Versicherte, die (teilweise) selbstständig tätig sind, Anspruch
auf Leistungen analog zum Kurzarbeitergeld bekommen. (5)
Hybrid Erwerbstätige müssen durch angemessene Honorare in die
Lage versetzt werden, sich in sozialen Sicherungssystemen gegen
Risiken abzusichern. Öffentliche Gelder müssen dazu beitragen, in-
dem sie an die Zahlung von Basishonoraren gekoppelt werden. (6)
Anpassungen in der Arbeitslosenversicherung müssen unabhängig
von der Branche und unabhängig vom Status der Mitgliedschaft in
der Künstlersozialkasse (KSK) greifen. Für KSK-Versicherte kann
zusätzlich geprüft werden, ob eine hälftige Beteiligung über die
Künstlersozialabgabe finanzierbar ist. (7)
Die Arbeitslosenversicherung sollte perspektivisch auch für selbst-
ständige Erwerbstätige zu einer Pflichtversicherung werden. (8)

European Pillar of Social Rights

Auf Initiative der Europäischen Kommission einigten sich die Mitglieds-
staaten der Europäischen Union 2017 in Schweden auf einige Grund-
prinzipien für ein soziales Europa. Mit der Europäischen Säule sozialer
Rechte (ESSR, European Pillar of Social Rights) wurden gemeinsame
Schwerpunkte und Ziele formuliert, die die europäischen Arbeitsmärk-
te und Sozialsysteme fairer machen sollen.

Es handelt sich dabei bislang um reine Absichtserklärungen, nicht um
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einklagbare Rechte oder Vorgaben für die Mitgliedstaaten. Trotzdem:
im Kontext der ESSR – und aufgeschreckt durch die Erkenntnisse aus
der Coronapandemie – haben sich viele Länder aufgemacht, ihre So-
zialsysteme anzupassen, umzubauen und zu überprüfen. In Überbli-
cken und „best practice examples“ lässt sich absehen, wie vielfältig
und zahlreich diese Versuche sind (Europäische Union, 2018). Zentral
ist immer, dass auch die sogenannten „non-standard workers“ einbezo-
gen werden sollen:

„Regardless of the type and duration of their employment re-
lationship, workers, and, under comparable conditions, the self-

employed, have the right to adequate social protection.“
(Europäische Kommission, 2017)

Die Absicherung gegen Arbeitslosigkeit für Solo-Selbstständige steht
immer wieder im Zentrum der Debatte. Hier zeigen sich die Lücken in
den nationalen Systemen häufiger als bei jedem anderen Lebensrisiko
(Europäische Union, 2018). 40 Prozent der Erwerbstätigen in der EU
arbeiten in Teilzeit, befristet, selbstständig oder hybrid (Europäische
Union, 2019a). Davon, das muss klar gesagt werden, sind die deut-
schen Verhältnisse im Mittel weit entfernt; aber auch hierzulande neh-
men atypische Arbeitsverhältnisse (auch im Kontext der Digitalisie-
rung, Stichwort Plattformarbeit) zu, auch wenn das seit Ende der
1980er Jahre angekündigte Ende des Normalarbeitsverhältnisses bis-
lang nicht eingetroffen ist.

Hybride Erwerbstätigkeit, also die Kombination aus selbstständiger Ar-
beit und abhängiger Beschäftigung, ist ein wachsender Teil dieses
Wandels (Gruber, 2019; Bührmann, Fachinger, Welskop-Deffaa, 2018).
Sie stellt die Sozialversicherungssysteme vor besondere Herausforde-
rungen. Denn die sind nicht darauf ausgerichtet, mehrere Erwerbsein-
kommen zu erfassen oder Wechsel zwischen den unterschiedlichen
Schubladen für Selbstständige und Angestellte zu ermöglichen. Das
Projekt „Systemcheck“ ist in diesem Kontext genau richtig aufgestellt:
Es lenkt den Blick auf eine kleine und sehr konkrete Branche, in der hy-
bride Arbeit kein Sonderfall ist – die darstellenden Künste. Natürlich
begegnen „Systemcheck“ dabei die großen Fragen nach den Möglich-
keiten und Grenzen der Umgestaltung der sozialen Sicherungssyste-
me in Deutschland. Im Zentrum der Beiträge und Veranstaltungen
steht auch hier immer wieder die Absicherung für Phasen, in denen
das Einkommen wegbricht.

Normalarbeit im Fokus des Sozialsystems

Die Arbeitslosenversicherung ist eine der fünf Säulen des sozialen Si-
cherungssystems in Deutschland. Diese Säulen sichern die „großen Le-
bensrisiken“ ab: Alter, Unfall, Krankheit, Pflegebedürftigkeit und Ar-
beitslosigkeit. Allesamt entstanden, um die industrielle Produktivität
des Landes zu sichern, haben sie noch etwas gemeinsam: Sie sind auf
Arbeitnehmer*innen ausgerichtet; auf das Idealbild der unbefristeten
Vollzeitanstellung. Andere Erwerbsformen – insbesondere
Selbstständigkeit oder die Kombinationen verschiedener Erwerbsfor-
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1 Allerdings müssen
Selbstständige Anspruch
auf Krankengeld versi-
chert haben, um diesel-
ben Leistungen vor und
während der Geburt zu
bekommen.

men – sind nur in Teilen einbezogen. Für Personen mit unterbroche-
nen oder hybriden Erwerbsbiografien existieren darüber hinaus büro-
kratische Hürden: aufwendige An- und Abmeldungen beim Wechsel 
zwischen Anstellung und Selbstständigkeit oder bei Phasen ohne Er-
werbseinkommen.

Allerdings finden sich in den deutschen Systemen sozialer Absiche-
rung durchaus verschiedene Versuche, auf die Herausforderungen ei-
ner heterogenen Arbeitswelt mit unterschiedlichen Erscheinungsfor-
men von Lohnarbeit zu antworten. Für kreative Erwerbstätige steht 
hier allem voran die KSK. Ihr einzigartiges Modell ermöglicht den Zu-
gang zur gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung für 
selbstständige Künstler*innen und Publizist*innen, allerdings nicht zur 
Arbeitslosenversicherung. Analog zum Beitrag, den Arbeitgeber*innen 
zur sozialen Absicherung ihrer Angestellten leisten, werden über die 
KSK die Hälfte der Beiträge übernommen.

Aber auch über die KSK hinaus gibt es Änderungen und Anpassungen 
in den Sicherungssystemen, die die Arbeitsrealität von Selbstständi-
gen und hybrid Tätigen einbeziehen und die eine Tendenz zur Öffnung 
und Weiterentwicklung der Sozialsysteme in Deutschland anzeigen. So 
ist die Krankenversicherung für alle Bürger*innen verpflichtend, und 
die gesetzliche Krankenversicherung hat die Bedingungen für Selbst-
ständige in den letzten Jahren immens verbessert. Auf Familien, Eltern 
und Kinder bezogene Leistungen sind nicht an einen Erwerbsstatus 
gebunden.1 Mit dem Arbeitslosengeld II aka Hartz IV, jetzt Bürgergeld, 
besteht ein Grundsicherungssystem, das unabhängig vom Erwerbs-
status zugänglich ist; während der Coronapandemie diente es vielen 
Kunstschaffenden als Sicherungsnetz. Im Grunde sind dies gute Vor-
zeichen für anstehende Anpassungen auch in der Arbeitslosenver-
sicherung.

Verpflichtende Absicherung für Vollzeit,
Teilzeit und Projektarbeit

Die Arbeitslosenversicherung ist für fast jede Person, die einen Ar-
beitsvertrag hat, obligatorisch – also für Vollzeit- und Teilzeitangestell-
te gleichermaßen, für befristete ebenso wie für unbefristete Tätigkei-
ten. Nur Minijobber*innen bezahlen keine Beiträge und erwerben auch 
keine Ansprüche (die aktuelle Grenze liegt bei 520 Euro pro Monat). 
Wie in den anderen Zweigen des deutschen Sozialversicherungssys-
tems werden die Beiträge zwischen Arbeitgeber*in und Arbeitneh-
mer*in aufgeteilt: Beide zahlen jeweils 1,3 Prozent des Bruttolohns. 
Das System wird ausschließlich durch diese Beiträge finanziert. An-
sprüche auf Versicherungsleistungen erwerben Arbeitnehmer*innen, 
wenn sie in den letzten 30 Monaten mindestens 360 Kalendertage ver-
sichert waren. Für hybrid Arbeitende stellt diese Bedingung oft eine 
Hürde dar. Zwar sind sie auf der Grundlage des Angestelltenanteils 
ihres Einkommens in der Arbeitslosenversicherung pflichtversichert, 
zahlen also ein, sie erwerben aber nicht automatisch Ansprüche, da 
sie zu wenig versicherungspflichtige Zeiten ansammeln.
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Allerdings hat die Arbeitslosenversicherung eine besondere Regelung
für Projektarbeiter*innen geschaffen, die auch für hybride Arbeitsreali-
täten greift. Mit der in § 142 Drittes Sozialgesetzbuch geregelten „ver-
kürzten Anwartschaftszeit“ kann Arbeitslosengeld auch dann gewährt
werden, wenn jemand in den letzten zweieinhalb Jahren statt zwölf
nur sechs Monate sozialversicherungspflichtig beschäftigt war. Auf
diese sogenannte verkürzte Anwartschaftszeit kann sich indes nur be-
rufen, wer die meisten Sozialversicherungstage in Projekten gesam-
melt hat, die im Voraus auf höchstens vierzehn Wochen befristet wa-
ren. Außerdem darf das jährliche Arbeitsentgelt nicht über eine be-
stimmte Grenze hinausgehen (sie liegt derzeit bei 61.110 Euro). Wenn
hybrid Arbeitende diese Bedingungen erfüllen, haben sie über den
Weg der verkürzten Anwartschaft also Anspruch auf Leistungen,
wenn sie arbeitslos werden. Auch Akteur*innen in den darstellenden
Künsten, zu deren Erwerbsmix regelmäßig projektbasierte Anstel-
lungsverhältnisse unter vierzehn Wochen gehören, können so An-
sprüche erwerben.

Es ist ein großer Erfolg der Gewerkschaften, dass diese Regelung der
verkürzten Anwartschaftszeit für Projektarbeiter*innen zum 1. Januar
2023 entfristet wurde; damit wurde die Arbeitslosenversicherung ein
Stück mehr an die Realität unserer Arbeitswelt angepasst, und viele
Kolleg*innen aus den Medien- und Kulturbranchen sind nun besser ab-
gesichert. Um für hybrid Erwerbstätige zu funktionieren, müssten al-
lerdings auch die Hürden dafür, sich für den selbstständigen Teil ihrer
Erwerbstätigkeit in der Arbeitslosenversicherung abzusichern, fallen.
Diese Hürden unterscheiden sich je nachdem, ob selbstständige und
abhängige Erwerbstätigkeit im Wechsel oder gleichzeitig stattfindet.
Für beide Variante gilt, dass der Zugang für Selbstständige zur Ar-
beitslosenversicherung ein essenzieller Bestandteil der Diskussion um
die Absicherung hybrid Erwerbstätiger ist.

Freiwillige Absicherung für Selbst-
ständige

Bereits heute ist die Arbeitslosenversicherung für Selbstständige of-
fen, zumindest in der Theorie: Es ist nicht verpflichtend, sich für eine
selbstständige Tätigkeit zu versichern, es kann aber ein Antrag auf Auf-
nahme gestellt werden. Dafür müssen Selbstständige allerdings be-
reits einen Anspruch auf Arbeitslosengeld mitbringen. Das heißt, sie
müssen innerhalb der letzten zweieinhalb Jahre mindestens sechs Mo-
nate pflichtversichert gewesen sein (zum Beispiel aufgrund eines Be-
schäftigungs- oder Ausbildungsverhältnisses) oder unmittelbar vor Be-
ginn Anspruch auf Arbeitslosengeld oder eine andere Entgeltersatzleis-
tung nach dem SGB III gehabt haben. Eine weitere Bedingung ist, dass
zwischen der Aufnahme der selbstständigen Tätigkeit (der Gründung)
und dem Antrag auf Aufnahme in die Arbeitslosenversicherung nicht
mehr als drei Monate vergangen sein dürfen; die Uhr tickt.

Das Angebot wird äußerst wenig nachgefragt. Als der Zugang zu deut-
lich besseren Konditionen als heute möglich war (2010), sicherten sich
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2 Die korrekte Formulie-
rung heißt „Pflichtversi-
cherung auf Antrag“. Ob-
wohl keine Versiche-
rungspflicht für Selbst-
ständige besteht, ent-
steht ein Pflichtverhält-
nis, wenn Selbstständige
einen Antrag bei der Ar-
beitslosenversicherung
gestellt haben und er an-
genommen wurde. De-
tails finden sich unter:
→ https://selbststaendige
n.info/suche-im-ratge-
ber/?ln-
k=d4c554805f1d68 (abge-
rufen am 26.01.2023).

3 Existenzgründer*innen
zahlen bis zum Ende des
Kalenderjahres, das der
Gründung folgt, lediglich
die hälftigen Beiträge, ge-
nau wie Menschen in El-
ternzeit oder Ausbildung.

4 Für diese Modellrech-
nung werden 2,6 Pro-
zent, also der volle Bei-
tragssatz ohne Arbeitge-
berbeteiligung, angenom-
men.

immerhin sieben Prozent der Selbstständigen ab (261.422 Personen). 
2019 hingegen waren es nur noch zwei Prozent aller Selbstständigen 
(74.260 Personen). Selbst zu den Hochzeiten der pandemiebedingten 
Einschränkungen, die viele Selbstständige hart trafen, wurden nur 
4.356 Anträge auf Aufnahme in die Arbeitslosenversicherung gestellt; 
davon wurden knapp 11 Prozent abgelehnt (Deutscher Bundestag, 
2022).

Die Zugangsbedingungen für Selbstständige, ob mit oder ohne weite-
res Erwerbseinkommen, müssen sich verbessern (und werden es 
auch, wenn die Vorhaben des Koalitionsvertrags der Bundesregierung 
umgesetzt werden). Bezogen auf selbstständige wie hybride Erwerbs-
tätige sind sie der zentrale Aspekt, den es bei der nötigen Weiterent-
wicklung der Arbeitslosenversicherung anzugehen gilt:

Die Arbeitslosenversicherung muss für alle Selbstständigen zugäng-
lich werden, unabhängig von einer vorherigen Pflichtversicherung. (1)

Momentan steht der Pflichtversicherung für Arbeitnehmer*innen – mit 
hälftiger Beteiligung von Auftraggebern – eine unter restriktiven Be-
dingungen mögliche freiwillige Versicherung2 von Selbstständigen – 
ohne Beteiligung der Auftraggeber*innen – gegenüber. Bei den Bedin-
gungen für versicherte Arbeitnehmer*innen einerseits, für versicherte 
Selbstständige andererseits finden sich weitere krasse Unterschiede.

So ist die Höhe der Beiträge bei Arbeitnehmer*innen abhängig von der 
Höhe des Bruttolohns, bei Selbstständigen handelt es sich um Festbe-
träge: Unabhängig vom tatsächlichen Einkommen zahlen im Westen 
versicherte Selbstständige monatlich 88,27 Euro, im Osten 85,54 Eu-
ro; für bestimmte Gruppen gibt es Ausnahmen.3 Für gering verdienen-
de Selbstständige in den darstellenden Künsten sind diese Festbeträ-
ge eine echte Belastung; anders als bei ihren im Theater angestellten 
Kolleg*innen haben sie nichts mit ihrem tatsächlichen Einkommen zu 
tun. Die Festbeträge, die für Selbstständige fällig werden, entspre-
chen einem Jahresbrutto von 40.740 Euro.4 Davon sind viele selbst-
ständige Akteur*innen der darstellenden Künste weit entfernt: Die 
KSK gibt für den Bereich der Darstellenden Kunst im Jahr 2021 ein 
mittleres Jahreseinkommen von 16.376 Euro an (KSK, 2021).

Die Leistung im Versicherungsfall, also das Arbeitslosengeld, beträgt 
für versicherte Arbeitnehmer*innen 60 Prozent des Nettoeinkommens 
in der Zeit vor der Arbeitslosigkeit (67 Prozent bei Kinderbetreuung). 
Die Auszahlungen für versicherte Selbstständige wiederum beruhen 
nicht auf ihrem tatsächlichen Einkommen, sondern auf fiktiven Löh-
nen. Auch wenn es absurd erscheinen mag – über ihre Höhe bestimmt 
die Qualifikation, die für jene Beschäftigung gebraucht wird, in die die 
Bundesagentur für Arbeit die betreffende Person vermitteln soll. Es 
gibt vier Qualifikationsstufen: keine Ausbildung, abgeschlossene Ausbil-
dung, Fachschule/Meister, Hoch-/Fachhochschule. Je nach Qualifika-
tionsstufe der angenommenen zukünftigen Tätigkeit bekommen versi-
cherte Selbstständige zum Beispiel zwischen 947,40 Euro und 
1.698,60 Euro pro Monat.5 Für künstlerische Berufe ist dieser Fokus 
auf formale Abschlüsse natürlich fatal, die Realität hybrider Erwerbstä-
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5 Die genannten Beträge
erhöhen sich, wenn Kin-
der betreut werden.

tigkeit in den darstellenden Künsten lässt sich so schwerlich adäquat 
abbilden.

Auch gelten unterschiedliche Regeln in Bezug auf die Dauer des An-
spruchs. Zwar bemessen sich sowohl bei Angestellten als auch bei 
Selbstständigen die Monate, in denen Arbeitslosengeld gezahlt wird, 
nach der Dauer, in der Beiträge gezahlt wurden. Zum Beispiel: Wenn 
eine angestellte Person zwölf Monate eingezahlt hat, hat sie sechs 
Monate Anspruch, ab zwei Jahren Anstellung sind es zwölf Monate; 
ebenso bekommen Selbstständige sechs Monate Geld, wenn sie zwölf 
Monate eingezahlt haben, und zwölf Monate, wenn sie 24 Monate 
eingezahlt haben.6 Allerdings ist für Letztere der Bezug von Arbeits-
losengeld nicht mehrfach hintereinander möglich: Wenn Arbeits-
losengeld bezogen wird, endet die Versicherung – und muss neu 
beantragt werden, wenn wieder Geld als Selbstständige*r verdient 
wird. Wird Arbeitslosengeld also zwei Mal geltend gemacht, können 
Selbstständige sich nur dann weiter versichern, wenn zwischen den 
beiden Bezügen mindestens zwölf Monate eingezahlt wurde. Der 
Anspruch auf Arbeitslosengeld muss also neu erworben werden. Ist 
das nicht der Fall, ist Schluss – der*die selbstständige Versicherte 
wird ausgeschlossen.

Herausforderung für hybrid Erwerbs-
tätige

Die Reibungsverluste für hybrid Erwerbstätige, die sich im bestehen-
den System für Phasen der Arbeitslosigkeit absichern wollen, sind 
groß: Die Absicherung umfasst nicht alle ausgeübten Erwerbstätigkei-
ten, sie verbeitragt auch nicht alle, und die Leistungen sind nicht auf 
Basis des gesamten, sondern nur des Einkommens aus abhängiger Be-
schäftigung berechnet. Für ihre angestellte Erwerbstätigkeit zahlen hy-
brid Erwerbstätige verpflichtend in die Arbeitslosenversicherung ein, 
sofern es sich dabei nicht um einen Minijob handelt. In den darstel-
lenden Künsten kommt ein existenzsicherndes Einkommen jedoch oft 
nur in der Kombination verschiedener Einkommensquellen zustande, 
wenn überhaupt. Selbst wenn es eine klare Haupttätigkeit gibt (zum 
Beispiel eine Teilzeitanstellung in einer Agentur), sind auch die Neben-
einkommen (etwa als selbstständige Choreografin und aus sporadi-
schen Assistenzen in freien Projekten) für den Lebensunterhalt 
essenziell.

Aus dem Gesagten lassen sich zwei weitere Stellschrauben ableiten, 
an denen gedreht werden muss, damit die Arbeitslosenversicherung 
für hybrid Arbeitende tragfähig werden kann:

6 Für den Zweck dieses
Artikels wurden die Rege-
lungen vereinfacht darge-
stellt. Die unterschiedli-
chen Bezugsgrößen zu
beschreiben, würde den
Rahmen hier sprengen.
Alle Details zur Arbeitslo-
senversicherung für
Selbstständige finden
sich im ständig aktuali-
sierten → ver.di-
Ratgeber.

Alle arbeitsbezogenen Einkommensquellen müssen in der Arbeitslo-
senversicherung abgesichert werden. (2)
Die Grundlage für die Berechnung der Beiträge und der Leistung
(das Arbeitslosengeld) muss das gesamte Erwerbseinkommen sein.
(3)

Die gemeinsame Absicherung unterschiedlicher Erwerbsformen, das
sei noch mal betont, ist im deutschen Sozialversicherungssystem bis-
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7 Die Hürden in Kürze:
Selbstständige Tätigkeit
während des Bezugs von
ALG I ist nur zu maximal
15 Stunden pro Woche er-
laubt, mehr als 165 Euro
pro Monat werden vom
Arbeitslosengeld abgezo-
gen. Die Einkommens-
grenze verändert sich,
wenn die Selbstständig-
keit schon vor der Arbeits-
losmeldung ausgeübt wur-
de. Mehr Infos finden sich
im ausführlichen → Arti-
kel des ver.di-Ratgebers.

her nicht vorgesehen. Es gibt separate Systeme für Angestellte, 
Selbstständige (und, aber das nur nebenbei, Beamte). Diese Situation 
führt zu Schieflagen, auf denen Solo-Selbstständige und hybrid Arbei-
tende abrutschen. Alternativmodelle werden seit Jahren diskutiert
(zum Beispiel die „Erwerbstätigenversicherung“ in Bezug auf die Al-
tersvorsorge oder die „Bürgerversicherung“ in Bezug auf die Kranken-
versicherung), scheitern aber an unterschiedlichen Interessengrup-
pen, obwohl SPD, Bündnis 90/Die Grünen und auch Die Linke mit die-
sen Modellen sympathisieren.

Hinsichtlich der Arbeitslosenversicherung steht die ausschließliche 
Selbstständigkeit im Fokus der derzeit politisch diskutierten Modelle; 
der Realität hybrid Erwerbstätiger entsprechen sie nur sehr bedingt. 
Enzo Weber und Paul Schoukens haben jedoch ein viel beachtetes Mo-
dell für eine zukünftige Gestaltung der Arbeitslosenversicherung ent-
wickelt, das dieser Realität Rechnung trägt. In Bezug auf hybride Tätig-
keiten empfehlen sie darin ganz klar, alle arbeitsbezogenen Einkom-
men für den Leistungsanspruch und die Beitragszahlung zu berück-
sichtigen:

„In order to support social protection through various sources of in-
come, to reach an appropriate level of social protection once risks 

materialise and to account for proceeding trends that persons com-
bine increasingly a number of different jobs, all involved activities 

should be generally relevant both for benefit entitlement and contri-
bution payment for an unemployment scheme. We argue that the lat-

ter should be organised in an integrated manner around activities, 
based on total work-related income.“ (Schoukens, Weber, 2019)

Teilarbeitslosigkeit für hybrid Erwerbs-
tätige

Durch die Versicherung ihrer angestellten Erwerbstätigkeit erwerben 
einige hybrid Erwerbstätige Ansprüche auf ALG I (andere hingegen 
sind nicht in der Lage, die dafür notwendigen Versicherungszeiten zu 
erreichen). Die Bedingungen dafür sind allerdings unpassend. Denn ei-
nerseits bezieht sich die Höhe des Arbeitslosengeldes nur auf den 
Wegfall eines Teils der hybriden Erwerbstätigkeit, nämlich der Anstel-
lung; andererseits ist es während des Bezugs von Arbeitslosengeld nur 
schwer möglich, die Selbstständigkeit aufrechtzuerhalten.7

Völlig anders stellt sich die Situation dar, wenn der selbstständige An-
teil der hybriden Erwerbstätigkeit wegfällt, während die angestellte Tä-
tigkeit weiter ausgeübt wird. In diesem Fall entstehen keinerlei An-
sprüche. Denn die Selbstständigkeit kann nicht in der gesetzlichen Ar-
beitslosenversicherung abgesichert werden, wenn parallel eine sozial-
versicherungspflichtige Anstellung ausgeübt wird.

Wenn nun aber die Arbeitslosenversicherung den Wegfall einer Tätig-
keit nicht ökonomisch ausgleicht, verfehlt sie ihren Zweck: die Siche-
rung der materiellen Lebensgrundlage. Ebenso muss sie ermöglichen,
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8 Zum zentralen Merkmal
der Arbeitslosenversiche-
rung, dass Leistungsbe-
ziehende dem Arbeits-
markt zur Verfügung ste-
hen müssen, führen
Schoukens und Weber
aus: Es müsse daraufhin
beraten und unterstützt
werden, dass entweder
die verbliebene Arbeit
zur Vollzeit ausgebaut
oder eine neue Teilzeitar-
beit (in Selbstständigkeit
oder Anstellung) gefun-
den werde, die die wegge-
fallene ersetze. Sie beto-
nen, dass die Weiterar-
beit für hybrid Erwerbstä-
tige, die Arbeitslosengeld
beziehen, möglich sein
muss. Weiterlaufende Ein-
künfte über einer be-
stimmten Grenze müss-
ten dann zu Abzügen vom
gezahlten Arbeitslosen-
geld führen (vgl. Schou-
kens, Weber 2019, 18 f.).

jene Teile der Erwerbstätigkeit fortzuführen, in denen keine Arbeitslo-
sigkeit eingetreten ist. Sonst verfehlt sie einen anderen Zweck: Men-
schen in die Erwerbstätigkeit zu bringen und dort zu halten. Eine es-
senzielle weitere Stellschraube lautet daher:

Bei hybrider Erwerbstätigkeit muss der Wegfall einzelner Einkom-
mensquellen abgesichert werden (Teilarbeitslosengeld). (4)

Das Konzept der Teilzeitarbeitslosigkeit ist die logische Konsequenz 
aus der Einbeziehung aller Erwerbsquellen, für Hybrid-Erwerbstätige 
ist es essenziell. Bereits jetzt bekommt eine Person Teilarbeitslosen-
geld, wenn sie mehrere angestellte Tätigkeiten parallel ausgeführt
(und versichert) hat und eine davon wegfällt. Selbstständige (und ent-
sprechend auch hybrid Erwerbstätige) haben bislang keinen Zugang 
zum Teilarbeitslosengeld. Gefordert wird an dieser Stelle also nicht, 
ein neues System einzuführen, sondern nur, ein bestehendes (fair) auf 
alle Erwerbsformen auszuweiten.8

Definition von Arbeitslosigkeit

Eine Kernfrage, auf die bisher noch nicht eingegangen wurde, ist: 
Wann tritt der Versicherungsfall ein, wann müsste er eintreten? Diese 
Frage ist für hybrid Erwerbstätige in den darstellenden Künsten essen-
ziell – und komplex.

In der Diskussion – auch im Rahmen des Projektes „Systemcheck“ –
vermischen sich häufig zwei Anliegen: erstens die Absicherung von
„Arbeitslosigkeit“, die aus dem Wegfall einer Erwerbsmöglichkeit resul-
tiert; zweitens eine Überbrückungshilfe für Phasen der Auftragslosig-
keit, die für selbstständig und hybrid Arbeitende typisch sind. Das 
macht die Sache komplex, denn hier treffen der wichtige Anspruch 
nach einer Umgestaltung der sozialen Sicherungssysteme für sich 
wandelnde Erwerbsformen zusammen mit dem existenziellen Problem 
der viel zu geringen Einkommen vieler Selbstständiger im Bereich 
Kunst und Kultur. Festzuhalten ist jedoch, dass soziale Sicherung 
nicht kompensieren kann, wenn Unternehmensmodelle nicht funktio-
nieren. Das ist dann der Fall, wenn insbesondere selbstständige Tätig-
keiten zu einem zu niedrigen Honorar geleistet werden, um die Risiken 
des Erwerbsmodells – im Kern: die Überbrückung der Phasen zwi-
schen Projekten – abzufedern.

Aktuell gilt für beide Erwerbsformen – selbstständige wie angestell-
te –, dass eine Person anspruchsberechtigt ist, die

unfreiwillig arbeitslos geworden ist (aus wirtschaftlicher Not),
dem Arbeitsmarkt zur Verfügung steht,
arbeitsfähig ist (sonst greift eventuell eine Arbeitsunfähigkeitsleis-
tung) und
kein Einkommen hat.

Bei Angestellten ist es recht einfach: Verliert eine Person den Job und
ihr Einkommen, ist sie arbeitslos. Nachweis: der beendete Arbeitsver-
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trag. Hat die Person Ansprüche erworben, bekommt sie nun Arbeitslo-
sengeld. Bei Selbstständigen wird darauf abgestellt, dass die selbst-
ständige Tätigkeit beendet wurde. Jedoch – eine formelle Kündigung
gibt es nicht. Stattdessen gilt die Faustregel: Selbstständige Versich-
erte gelten dann als arbeitslos, wenn sie nicht mehr als 15 Stunden pro
Woche tätig sind.

Schoukens und Weber schlagen stattdessen die formelle Schließung
des Unternehmens als Hauptkriterium für die Arbeitslosigkeit selbst-
ständiger Versicherter vor: Neben einer Gewerbeabmeldung können
dafür aufgehobene Genehmigungen oder verkaufte Bestände herange-
zogen werden (Schoukens, Weber a. a. O., 15 f.). Übertragen auf selbst-
ständige Tätigkeiten in den darstellenden Künsten könnte die Reihung
vielleicht folgendermaßen ergänzt werden: Schließung der eigenen
Webseite, Löschung des eigenen Profils in einschlägigen Foren und
Plattformen, Kündigung von Mitgliedschaften in Studios oder Agentu-
ren und anderes mehr.

Diese Ausführungen machen klar: Das Ziel des Arbeitslosengeldes ist
es grundsätzlich nicht, Auftragsflauten abzusichern oder niedrige Ein-
kommen – die nicht reichen, um die Zeiten zwischen den Aufträgen zu
überbrücken – zu kompensieren. Vielmehr sichert die Arbeitslosenver-
sicherung den Wegfall des Arbeitsplatzes und in Analogie die Aufgabe
der Selbstständigkeit ab. Parallel zum Vorschlag von Schoukens und
Weber, der sich auf Selbstständige bezieht, würde demnach für hybrid
Arbeitende gelten: Teilzeitarbeitslosigkeit tritt dann ein, wenn die ange-
stellte Erwerbstätigkeit gekündigt oder die selbstständige Erwerbstä-
tigkeit unfreiwillig aufgegeben wird. Die Zielrichtung der Arbeitslosen-
versicherung steht damit nicht zur Debatte.

Bei der Nachweispflicht gilt es allerdings zu beachten, dass die Logik
der „formellen Schließung“ Akteur*innen aus kreativen Branchen gege-
benenfalls dazu zwingen würde, ihrem Renommee unwiederbringli-
chen Schaden zuzufügen und die Wiederaufnahme der Tätigkeit zu
verunmöglichen. Der Leistungsbezug wäre also an die Entscheidung
geknüpft, einen harten Schnitt in der Erwerbsbiografie vorzunehmen
– es ist fraglich, inwieweit dies dem Grundsatz der Arbeitsförderung
entspräche. Denn für einen Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt der
darstellenden Künste (und benachbarter Branchen) ist Sichtbarkeit es-
senziell. Es müsste bei der Prüfung des Versicherungsfalls also abge-
wogen werden, welche Nachweise für die Beendigung des konkreten
selbstständigen Geschäftsmodells nötig sein sollten – ohne damit lang-
fristig der Beruflichkeit der betreffenden Person zu schaden.

Kurzarbeitergeld für hybrid Erwerbstätige

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch kennt zwei Leistungen, die in unter-
schiedlichen Situationen greifen: das Arbeitslosengeld für die eben be-
schriebene Arbeitslosigkeit und das Kurzarbeitergeld in Phasen einer
vorübergehenden Reduktion des Arbeitsumfangs. Das erste geht von
einem Wegfall der Erwerbsmöglichkeit aus, das zweite soll dabei unter-
stützen, sie zu erhalten. Beide Leistungen werden durch die Arbeitslo-
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9 Es gibt tatsächlich eine
historisch begründete
und kaum genutzte Aus-
nahme: Selbstständige in
Heimarbeit haben An-
spruch auf Kurzarbeiter-
geld bei erheblichem Ent-
geltausfall. Dies gilt aller-
dings nicht, wenn sie hy-
brid tätig sind (vgl. dazu
§ 103 SGB III, Kurzarbei-
tergeld für Heimarbeite-
rinnen und Heimarbei-
ter). Unter Heimarbeit
wird nicht verstanden,
wenn Menschen im
Homeoffice sind, sondern
wenn in der eigenen Woh-
nung im Auftrag von Ge-
werbetreibenden Waren
hergestellt, bearbeitet
oder verpackt werden,
während die Verwertung
der Waren den Auftragge-
ber*innen überlassen ist.

senversicherung finanziert, also aus den Pflichtbeiträgen von Arbeit-
nehmer*innen und Arbeitgeber*innen. Das Grundprinzip: Arbeitneh-
mer*innen reduzieren ihre Arbeitszeit, Arbeitgeber*innen reduzieren 
die Lohnzahlung entsprechend, die Bundesagentur für Arbeit kompen-
siert einen Teil des Verdienstausfalls.

Selbstständige haben im Moment keinen Anspruch auf das Kurzarbei-
tergeld.9 Hybrid Erwerbstätige sind für ihre angestellte Tätigkeit dazu 
berechtigt, nicht aber für ihre selbstständige Tätigkeit. Wenn beispiels-
weise eine Person als Fitnesstrainerin eine Teilzeitanstellung bei ei-
nem Studio hat, dem durch die Coronapandemie Aufträge wegbre-
chen, kann das Studio Kurzarbeit anmelden und so einen Teil des 
Lohns sparen; der reduzierte Lohn wird durch das Kurzarbeitergeld 
teilweise ausgeglichen. Für eine parallel ausgeübte selbstständige Tä-
tigkeit beispielsweise als Tänzerin in verschiedenen freien Projekten 
ist dies allerdings nicht möglich – obwohl auch hier aufgrund der Pan-
demie Aufträge wegbrechen. Die Einkommensausfälle in diesem Bei-
spiel wären also deutlich einschneidender als bei einer Person, die 
ausschließlich angestellt ist oder mehrfachen angestellten Tätigkeiten 
nachgeht. Daraus ergibt sich klar eine weitere Stellschraube, an der 
gedreht werden müsste:

Bei vorübergehendem und unfreiwilligem Arbeitsausfall müssen auch 
Versicherte, die (teilweise) selbstständig tätig sind, Anspruch auf Leis-
tungen analog zum Kurzarbeitergeld bekommen. (5)

Wieder ist die Lage vergleichsweise komplex, weil der betriebliche 
Kontext fehlt: Wie lässt sich für den Anteil der selbstständigen Tätig-
keit am hybriden Erwerbsmix ein vorübergehender und unfreiwilliger 
Arbeitsausfall definieren? Das Kurzarbeitergeld greift, wenn ein Ar-
beits- und damit Einkommensausfall „unvermeidbar“ und „vorüberge-
hend“ ist. Der Arbeitsausfall während der Coronapandemie galt als „un-
vermeidbar“, auch während der Finanzkrise 2009 oder bei Ernteausfäl-
len war das der Fall. Es spricht nichts dagegen, auch für selbstständi-
ge Tätigkeiten anzuerkennen, dass die Betreffenden durch eine Pande-
mie oder eine Finanzkrise weniger arbeiten konnten. Referenzpunkt 
dürfte dabei nicht die Reduktion von Arbeitszeit, sondern der Rück-
gang des Einkommens um eine bestimmte Mindestprozentzahl sein
(Schoukens, Weber a. a. O., 20 f.).

Um den vorübergehenden Arbeitsausfall von hybrid Erwerbstätigen zu 
definieren, wird es nötig sein, komplexe Fallkonstellationen durchzu-
denken, so viel ist sicher. Allerdings kann das kein Grund sein, dieses 
Defizit im Sicherungssystem nicht anzugehen. Immerhin hat das Dritte 
Buch Sozialgesetzbuch bereits jetzt rund 400 Paragrafen, die minuti-
ös komplexe Sachverhalte regeln.

Risiko der Auftragslosigkeit

Weder mit dem Arbeitslosengeld noch mit dem Kurzarbeitergeld kann 
eine Kompensation schwankender Auftragslagen oder von niedriger 
Einkommenshöhen, die eine Finanzierung zwischen Aufträgen nicht zu-
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lassen, geleistet werden. Zeiten zwischen Projekten müssen durch Ein-
kommen mitfinanziert werden, nicht durch das Sozialsystem. Ist das 
nicht der Fall, funktioniert – so brutal es auch klingen mag – das Ge-
schäftsmodell nicht. Es kann nicht die Aufgabe der beitragsfinanzier-
ten Arbeitslosenversicherung sein, unternehmerische Defizite auszu-
gleichen. Das gilt auch für jene künstlerischen Tätigkeiten, die sich 
durch öffentliche Förderung finanzieren: Die Gesellschaft finanziert 
Kulturarbeiter*innen über Kulturförderung – nicht über das Sozialsys-
tem.

Trotzdem kann nicht ignoriert werden, dass die niedrigen Einkommen 
eng mit der lückenhaften sozialen Sicherung von hybrid Erwerbstäti-
gen in den darstellenden Künsten verknüpft sind. Selbst wenn sich all 
die Stellschrauben, die hier genannt wurden, morgen drehen würden, 
wäre für viele hybrid tätige Personen in den darstellenden Künsten 
nur wenig unmittelbar gewonnen. Das große Problem, über die Run-
den zu kommen, wäre nicht gelöst: Oft wäre noch immer nicht genug 
Geld da, um etwas zurückzulegen für die Zeiten zwischen Projekten, 
um für auftragslose Zeiten oder gar das Alter vorzusorgen. Die zusätz-
lichen Beiträge wären somit vor allem eins: eine weitere Belastung für 
die niedrigen Einkommen.

Phasen, in denen nicht an einem konkreten Projekt gearbeitet wird, 
sind für hybrid Erwerbstätige in den darstellenden Künsten Normalität 
– in ihnen wird konzipiert, werden Anträge geschrieben, wird Akquise 
betrieben (Öffentlichkeitsarbeit, Networking etc.), wird geübt und wer-
den andere Dinge getan, die für die Erwerbstätigkeit notwendig sind. 
Darüber hinaus gibt es Erholungszeiten und Krankheitstage. All diese 
Zeiten müssten durch die Einkommen aus Projekten eigentlich mitfi-
nanziert werden. Das ist in der Praxis momentan kaum möglich.

Das Risiko der Auftragslosigkeit wird bleiben, und es kann nur durch 
eine unternehmerische Kalkulation auf der Basis höherer Honorare 
und Löhne abgesichert werden. Der Großteil der Erwerbstätigkeit in 
den darstellenden Künsten wird durch öffentliche Gelder finanziert. 
Der Staat ist hier über Steuergelder in der Verantwortung, er über-
nimmt die Rolle des Arbeit- und Auftraggebers. Für die Absicherung 
hybrid Erwerbstätiger in den darstellenden Künsten ist es essenziell, 
dass Projektförderung an die Zahlung von Basishonoraren gebunden 
ist. ver.di hat dafür einen → ausführlichen Berechnungsvorschlag vor-
gelegt.

Damit das Ziel der Absicherung hybrid Erwerbstätiger erreicht wer-
den kann, müssen also neben den Stellschrauben der Arbeitslosenver-
sicherung Wege gefunden werden, um die Einkommen zu erhöhen.

Hybride Erwerbstätige müssen durch angemessene Honorare in die 
Lage versetzt werden, sich in sozialen Sicherungssystemen gegen Risi-
ken abzusichern. Öffentliche Gelder müssen dazu beitragen, indem sie 
an die Zahlung von Basishonoraren gekoppelt werden. (6)
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Finanzierung – welche Rolle spielt die
KSK?

Die Arbeitslosenversicherung finanziert sich aus den Beiträgen der Ar-
beitgeber*innen und der Versicherten. Arbeitnehmer*innen haben ge-
genüber Selbstständigen den Vorteil, dass Arbeitgeber*innen verpflich-
tet sind, die Hälfte der Beiträge zu übernehmen. Selbstständige profi-
tieren nicht von einem solchen Automatismus. Theoretisch ist das kein 
Problem: Schließlich sind sie Unternehmer*innen und in der Lage, ihre 
Angebote entsprechend zu kalkulieren. In einem funktionierenden 
Markt zahlen Auftraggeber*innen genug, um die Absicherung selbst-
ständiger Auftragnehmer*innen für den Fall der Arbeitslosigkeit zu er-
möglichen. Theoretisch sind Auftraggeber*innen (oder Projektpart-
ner*innen) dann genau wie Arbeitgeber*innen an der Finanzierung der 
sozialen Absicherung beteiligt.

In der Praxis hingegen gibt es in den darstellenden Künsten (und in an-
deren Branchen der Kultur- und Kreativwirtschaft) wenig Verhand-
lungsspielraum, und die Budgets sind immer knapp.

Die Beteiligung von Auftraggeber*innen an der Kranken-, Pflege- und 
Rentenversicherung hingegen ist über die KSK bereits gewährleistet. 
Über die KSK bezahlen Verwerter*innen künstlerischer Leistungen 
und der Staat die Hälfte der Beiträge. Für hybrid Erwerbstätige gilt: 
Mitglied der KSK wird, wer aus der selbstständigen künstlerischen Tä-
tigkeit mehr verdient als in der Anstellung. Es liegt nahe, zu diskutie-
ren, ob dieses System, das die Auftraggeber*innen an der sozialen Si-
cherung von selbstständigen und hybriden Künstler*innen beteiligt, 
auf die Arbeitslosenversicherung übertragen werden sollte.

Den Zugang zur Arbeitslosenversicherung für selbstständige und hy-
brid Tätige einmal vorausgesetzt (siehe oben) stellte sich in der Tat die 
Frage, warum die Verantwortung für die soziale Sicherung KSK-Versi-
cherter nicht auch hier auf mehrere Schultern verteilt werde sollte. Al-
lerdings kann es natürlich nicht das Ziel sein, nur für die heute knapp 
200.000 KSK-Versicherten die Herausforderung einer Absicherung 
gegen Arbeitsausfall zu meistern. Die Herausforderung ist, das zeigt 
schließlich auch der europäische Rahmen der Debatte, größer, und sie 
ist grundsätzlicher im Wandel der Arbeitswelt verankert. Aus diesen 
Überlegungen leitet sich eine weitere Stellschraube ab:

Anpassungen in der Arbeitslosenversicherung müssen unabhängig von 
der Branche und unabhängig vom Status der KSK-Mitgliedschaft grei-
fen. Für KSK-Versicherte kann zusätzlich geprüft werden, ob eine hälf-
tige Beteiligung über die Künstlersozialabgabe finanzierbar ist. (7)

Neben Überlegungen zur KSK-Beteiligung ist die Frage nach dem 
Kreis derer, für die die Anpassungen greifen sollen, essenziell. Denn 
sie zielt ab auf die zukunftsfeste, stabile Finanzierung der Arbeitslosen-
versicherung: Wenn die Absicherung freiwillig bleibt, was im Moment 
der Fall ist, wird eine Aussiebung stattfinden: Diejenigen, die ihr Risiko, 
arbeitslos zu werden, gering einschätzen oder die genug verdienen, um 
sich privat abzusichern, werden sich gegen eine Versicherung ent-
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scheiden; diejenigen mit geringen Verdiensten und hohen Risiken wer-
den sich eher dafür entscheiden (unter der Voraussetzung der be-
schriebenen Anpassungen); diejenigen mit zu geringen Verdiensten,
um die Beiträge zu leisten, werden sich weiterhin nicht versichern und
im Notfall auf andere staatliche Hilfen zurückgreifen (Stichwort Bür-
gergeld).

Man braucht kein*e Ökonom*in zu sein, um zu merken: Das kann nicht
funktionieren. Ohne leistungsstarke Beitragszahler*innen (und die Er-
höhung der Einkommen, siehe oben) kann das leistungsstarke Solidar-
system der Arbeitnehmer*innen nicht um selbstständige und hybride
Erwerbsformen erweitert werden. In einer alternden und sich diversifi-
zierenden Arbeitswelt brauchen wir alle als Beitragszahler*innen. Des-
halb muss langfristig ein weiteres Merkmal gelten:

Die Arbeitslosenversicherung sollte perspektivisch auch für selbststän-
dige Erwerbstätige zu einer Pflichtversicherung werden. (8)

Zukunft der Arbeit(slosigkeit) jetzt
gestalten

Die Europäische Union hat mit der Europäischen Säule sozialer Rech-
te und den darauffolgenden Positionsbestimmungen klargemacht,
dass es höchste Zeit ist, zu handeln. Der Rat der Europäischen Union
(2019b) empfiehlt:

„Mit dem Wandel der Arbeitsmärkte muss auch ein Wandel der So-
zialschutzsysteme in ihren verschiedenen Formen einhergehen, da-
mit gewährleistet ist, dass das europäische Sozialmodell zukunfts-

fähig ist und es den Gesellschaften und Volkswirtschaften in der Uni-
on ermöglicht, den größtmöglichen Nutzen aus der künftigen Ar-

beitswelt zu ziehen.“

Für Deutschland zeigt in diesem Kontext der Blick auf hybride Er-
werbstätigkeit deutlich, dass die Arbeitslosenversicherung dringenden
Reformbedarf hat, wenn sie in Zukunft Arbeitsmodelle abseits des Nor-
malarbeitsverhältnisses begleiten soll. Laut Koalitionsvertrag will die
aktuelle Regierungskoalition aus SPD, Grünen und FDP die Arbeitslo-
senversicherung aufs Tableau bringen. Dort heißt es zum Beispiel:

„Durch einen erleichterten Zugang zur freiwilligen Arbeitslosenver-
sicherung unterstützen wir auch Selbstständige sowie Gründerin-

nen und Gründer. Wir prüfen dabei, ob und wie ein Zugang ohne Vor-
versicherungszeit möglich ist. Wer als Geschäftsführerin oder Ge-

schäftsführer in einer GmbH (etc.) tätig war und dafür Beiträge
entrichtet hat, sollte Anspruch auf Arbeitslosengeld haben.“ Sozial-
demokratische Partei Deutschlands (SPD); BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN; Freie Demokraten (FDP) (2021, 69)

Das ist recht konkret – und weit von dem entfernt, was notwendig wä-
re, um die Zukunft der Arbeitswelt aktiv zu gestalten. Weniger
konkret, dafür auf die hier interessierende Branche bezogen, heißt es
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an anderer Stelle des Koalitionsvertrags (122):

„Wir wollen Solo-Selbstständige und hybrid beschäftigte Kreative
besser absichern und Bürokratie abbauen […].“

Der für diesen Artikel gewählte Fokus zeigt, dass es konkrete Stell-
schrauben gibt, an denen wir drehen können, um diese bessere Absi-
cherung auch wirklich zu erreichen.

Niemand von uns verfügt über eine Glaskugel, die uns die Zukunft ver-
raten könnte, und viele Prognosen einer sich rasant verändernden Ar-
beitswelt haben sich nicht bewahrheitet. Der deutsche Arbeitsmarkt
zeigt sich grundsätzlich stabil, reguliert und resilient. Feststeht aber
auch, dass es nicht ausreichen wird, sich um die solidarische Absiche-
rung von Menschen in unbefristeten Vollzeitstellen zu kümmern;
schon heute führt diese einseitige Konzentration zu massiven Ungleich-
heiten. Wir müssen Wege finden, die Vielfalt der Erwerbsformen in die
gesetzlichen Absicherungssysteme einzubinden – aus Gründen der
Fairness, weil es den Grundfesten des Sozialstaats entspricht, aber
auch recht pragmatisch, um die Absicherungssysteme dauerhaft zu
stabilisieren.
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Hybrid
Arbeitende
in den dar-
stellenden
Künsten.
Anmer-
kungen zur
Altersvor-
sorge
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10 Siehe hierzu ausführli-
cher beispielsweise die
Beiträge in Bührmann et
al. 2018. Der Prozess der
Erwerbshybridisierung
wurde schon in Bögen-
hold; Fachinger 2011,
32f., problematisiert; sie-
he zur hybriden Erwerbs-
tätigkeit als Übergangs-
phase Folta et al. 2010.

Der folgende Beitrag thematisiert die Altersvorsorge hybrid Arbeiten-
der in den darstellenden Künsten. Problematisiert wird die Integration 
dieser heterogenen Gruppe von Erwerbstätigen in das Alterssiche-
rungssystem bezogen auf die Bereitschaft zur Altersvorsorge und die 
Altersvorsorgefähigkeit. Dabei wird herausgearbeitet, dass insbeson-
dere die materielle Situation der hybrid Erwerbstätigen bei der Erar-
beitung adäquater Maßnahmen zu berücksichtigen ist; denn die bishe-
rigen Untersuchungen legen nahe, dass die Einkommenssituation die-
ser Gruppe teilweise als prekär zu bezeichnen ist. Daran anschließend 
werden Lösungsansätze und Maßnahmen dargestellt, mit denen die Al-
tersvorsorgebereitschaft erhöht und die Altersvorsorgefähigkeit der 
hybrid Arbeitenden in den darstellenden Künsten verbessert werden 
können.

Die Ausgangslage

Die Dichotomie löst sich auf

Der strukturelle Wandel der Erwerbstätigkeit führt dazu, dass sich die 
Dichotomie von abhängiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit im-
mer mehr auflöst. Die vereinfachte Sicht auf zwei Status – abhängig 
beschäftigt oder selbstständig erwerbstätig – bildet daher nur einge-
schränkt die Realität ab. Die Kombination von abhängiger und selbst-
ständiger Erwerbstätigkeit – also hybride Beschäftigungsverhält-
nisse10 – bedingt aus sozial- und verteilungspolitischer Sicht gegebe-
nenfalls spezifische Problemlagen. Denn der Erwerbsstatus ist für so-
zial- und wirtschaftspolitische Ein- und Zuordnungen maßgeblich. So 
ist der Zugang zu Formen der Absicherung eines sozialen Risikos wie 
der materiellen Absicherung im Alter über den Erwerbsstatus defi-
niert, und die Einordnung des Erwerbsstatus bestimmt nach wie vor 
die Rechte und Pflichten im Rahmen der sozialen Absicherung.

Das Mischungsverhältnis bestimmt die
Versicherungspflicht

In der Diskussion zur Altersvorsorge wird die Komplexität der Beschäf-
tigungsverhältnisse häufig außer Acht gelassen. Dabei bedingt das Mi-
schungsverhältnis zuvorderst, ob überhaupt eine Versicherungspflicht 
vorliegt. Relevant ist dabei die Bedeutung, die den in den jeweiligen Er-
werbsformen erzielten Arbeitseinkommen und der jeweils aufgewende-
ten Arbeitszeit zukommt. Sofern eine Versicherungspflicht besteht, 
beispielsweise aufgrund des Überschreitens einer unteren Einkom-
mensgrenze oder einer bestimmten Arbeitszeit, stellt sich die Frage, 
ob sich die Versicherungspflicht aus der abhängigen oder aus der 
selbstständigen Erwerbstätigkeit ergibt. Bei abhängiger Beschäfti-

24
A

nm
er

ku
ng

en
 z

ur
 A

lt
er

sv
or

so
rg

e



gung kommt als Versicherung die gesetzliche Rentenversicherung
(GRV), bei selbstständiger Erwerbstätigkeit entweder die GRV oder,
soweit als darstellende Kunst anerkannt, die KSK infrage.

Es sind nicht genügend Daten über hybrid
Arbeitende vorhanden

Dass den hybrid Arbeitenden im Bereich der Sozial- und Verteilungs-
politik bisher wenig Aufmerksamkeit gewidmet wurde, mag auch da-
ran liegen, dass Informationen über das quantitative Ausmaß dieses
Phänomens aus sozialpolitischer Sicht nach wie vor eher als mangel-
haft zu charakterisieren sind. Zurzeit liefern sowohl die amtliche Sta-
tistik oder Stichprobenerhebungen wie das Sozioökonomische Panel
(SOEP) als auch die Statistiken der Sozialversicherungsträger keine
hinreichend differenzierten Informationen. Den Statistiken der Versi-
cherungsinstitutionen liegen prozessproduzierte Daten zugrunde, die
jeweils nur die für den jeweiligen Aufgabenbereich erforderlichen Indi-
viduen-bezogenen Informationen enthalten (Schmähl; Fachinger
1994). Damit können sie kein umfassendes Bild hybrider Erwerbstätig-
keit vermitteln. So lässt sich den Daten beispielsweise nicht entneh-
men, ob Einzelpersonen, die in der GRV als versicherungspflichtige ab-
hängig Beschäftigte (der darstellenden Künste) versichert sind, zusätz-
lich eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausüben.

Auch die Daten der amtlichen Statistik liefern nur ein unvollständiges
Bild hybrid Arbeitender in den darstellenden Künsten. In den Erhe-
bungen – etwa dem Mikrozensus, der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe, der Zeitverwendungserhebung oder der Lohn- und Ein-
kommensteuerstatistik – erfolgt die Erfassung selbstständiger Er-
werbstätigkeit nicht nach sozialrechtlichen Kriterien. So können bei-
spielsweise versicherungspflichtige Selbstständige, die gemäß
§ 2 Nr. 9 b) SGB VI „auf Dauer und im Wesentlichen nur für einen Auf-
traggeber tätig sind“, nicht identifiziert werden. Vergleichbares gilt für
die „Künstler und Publizisten […] die nicht mehr als einen Arbeitneh-
mer beschäftigen“ (§ 1 Nr. 2 KSVG). Des Weiteren liegt der Feststel-
lung einer Versicherungspflicht in der KSK gemäß § 2 Nr. 5 SGB VI
keine Positivdefinition zugrunde, stattdessen gibt eine Liste der Tätig-
keiten, die vom Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) umfasst
werden. Da diese Begriffe zum Teil nicht mit denen der amtlichen Sta-
tistik übereinstimmen, ist eine eineindeutige Zuordnung nicht möglich.

Zeitliche Muster bereiten Erfassungs-
probleme

Des Weiteren stellt die Fragmentierung der hybriden Sequenzmuster
in zeitlicher Perspektive für die statistische Erfassung ein Problem
dar. Je nachdem, welche Zeiteinheit verwendet wird, geraten unter-
schiedliche Hybridisierungsphänomene in den Blick: Wird als Zeitein-
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11 Seriell-hybride Erwerbs-
tätigkeit: Die Erwerbsbio-
grafie einer Person weist
zeitlich aufeinanderfol-
gende Phasen von abhän-
giger Beschäftigung und
selbstständiger Erwerbs-
tätigkeit auf.

12 Synchron-hybride Er-
werbstätigkeit: Eine Per-
son ist in einer Zeitein-
heit, z. B. an einem Tag,
in einer Woche oder in ei-
nem Monat, sowohl ab-
hängig beschäftigt als
auch selbstständig er-
werbstätig.

13 Zur Charakterisierung
des Bereichs der darstel-
lenden Kunst aus ökono-
mischer Sicht siehe Frey
2019, 14 ff.

14 Siehe ausführlich Fa-
chinger 2012.

heit ein Jahr verwendet, erscheint eine seriell-hybride11 Erwerbstätig-
keit, die sich aus einer zweimonatigen abhängigen und einer zehnmo-
natigen selbstständigen Erwerbstätigkeit zusammensetzt, als syn-
chron-hybrid12. Differenziert man die Zeiteinheit nach Monaten, wird 
im vorliegenden Fall hingegen eine seriell-hybride Erwerbstätigkeit 
deutlich.

Wöchentlich zwei Tage abhängig und fünf Tage selbstständig erwerbs-
tätig – diese und ähnliche Fälle wiederum lassen sich auch auf Basis 
der Zeiteinheiten Monat oder Woche nicht identifizieren. Dabei ist die 
Erwerbstätigkeit in bestimmten Bereichen zeitlich sehr kleinteilig ge-
worden. Auch an einem einzigen Tag können verschiedene Beschäfti-
gungen vorliegen, beispielsweise sechs Stunden abhängige Beschäfti-
gung und zwei Stunden selbstständige Erwerbstätigkeit „auf eigene 
Rechnung“. Selbst eine tagesgenaue Erfassung, wie sie beispielsweise 
bei den Meldungen zur Sozialversicherung erfolgt, kann dieses Phäno-
men nicht mehr erfassen – und unterschätzt damit zum Beispiel den 
sozialrechtlichen Handlungsbedarf.

Fazit: Messinstrumente fehlen

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass die derzeit verwendeten 
Instrumente zur Beschreibung der Arbeitsmarktentwicklung nur be-
dingt geeignet sind, die Komplexität hybrider Erwerbstätigkeit zu er-
fassen (Kay; Suprinovič 2019, 4). Dabei bildet eine adäquate Beschrei-
bung des Status quo eine Grundvoraussetzung für eine zielgerichtete 
Sozial- und Verteilungspolitik. Die derzeit verfügbaren Daten ergeben 
kein aussagekräftiges Bild, sind für Wirkungsanalysen nur einge-
schränkt brauchbar und zur Ableitung sozialpolitischer Maßnahmen 
wenig geeignet. Allerdings gibt es eine episodische Evidenz, die nahe-
legt, dass die Anzahl hybrid Arbeitender insgesamt zugenommen hat 
und dass deren Einkommenssituation als teilweise prekär zu bezeich-
nen ist (Kranzusch et al. 2020; Haselbach 2014; Schulz et al. 2013; 
Haak, Himmelreicher 2006).13

Probleme und Anforderungen bei der
Ausgestaltung einer Rentenversiche-
rung für hybrid Arbeitende14

Vorab: die Zielsetzung

Um eine Rentenversicherung für hybrid Arbeitende in den darstellen-
den Künsten adäquat auszugestalten, wäre zunächst das Ziel festzule-
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15 Hierbei kann es sich um
ein System der Regelver-
sorgung, z. B. die KSK,
um ein die Regelversor-
gung ergänzendes Sys-
tem wie die Bayerische
Versorgungskammer
oder um eine private Absi-
cherungsinstitution, z. B.
eine Lebensversicherung,
handeln.

16 Mit steigendem Einkom-
men wird anteilsmäßig im-
mer weniger Einkommen
für den Erwerb von Gü-
tern eingesetzt. Während
Haushalte mit hohen Ein-
kommen anteilsmäßig we-
niger als 50 Prozent ih-
res Einkommens für Kon-
sumzwecke verwenden,
müssen Haushalte

gen, das mit den abzuleitenden Maßnahmen erreicht werden soll. Das 
Altersvorsorgesystem in Deutschland ist primär auf die Aufrechterhal-
tung des Lebensstandards und damit auf die Partizipation an der allge-
meinen Wohlfahrtsentwicklung beim Übergang aus der Erwerbstätig-
keits- in die Altersphase und während der Altersphase sowie auf die 
Prävention von Altersarmut ausgerichtet. Die Aufrechterhaltung des 
Lebensstandards soll dabei erreicht werden, indem das mit der alters-
bedingten Aufgabe der Erwerbstätigkeit entfallende Einkommen durch 
monatliche Rentenzahlungen in der Nacherwerbsphase ersetzt wird –
die sogenannte Lohn- bzw. Einkommensersatzfunktion eines Altersvor-
sorgesystems. Es liegt nahe, das Ziel, also die Aufrechterhaltung des 
Lebensstandards, auch der Altersvorsorge für hybrid Arbeitende in 
den darstellenden Künsten zugrunde zu legen.

Um dieses Ziel zu erreichen, ist zum einen zu klären, was bei der Finan-
zierung zu beachten ist und wie sie angesichts der spezifischen Pro-
blemlagen ausgestaltet werden kann. Dabei sind insbesondere zwei 
Aspekte zu berücksichtigen: die Vorsorgefähigkeit und die Vorsorgebe-
reitschaft. Zum anderen ist hinsichtlich der Leistungsseite das anzu-
strebende Sicherungsniveau zu definieren – und zwar nicht nur beim 
Übergang in die Nacherwerbsphase, also beim sogenannten Rentenzu-
gang, sondern auch während der gesamten Altersphase bis zum Able-
ben.

Probleme der Vorsorgefähigkeit

Hohe Beiträge und Stetigkeit der Beitragszahlung: Bedingungen ei-
ner adäquaten Altersvorsorge

Die Altersvorsorgefähigkeit bezieht sich auf die materielle Situation 
der abzusichernden Personen. So bedeutet Altersvorsorge grundsätz-
lich einen Einkommens- bzw. Konsumverzicht, also sparen, sowie die 
Zahlung von Beiträgen an eine entsprechende Institution15, um im Alter 
über hinreichende Anwartschaften auf Einkommen zu verfügen. Da 
Einkommen zunächst zur Deckung des täglichen Bedarfs verwendet 
wird, sind Personen erst ab einer bestimmten Einkommenshöhe in der 
Lage, Altersvorsorge zu betreiben. Da sich die Bedarfe in der Regel un-
terproportional zum Einkommen16 entwickeln, korreliert die Vorsorge-
fähigkeit zudem positiv mit dem zur Verfügung stehenden Einkommen: 
Je höher das Einkommen ist, desto höher ist prinzipiell die Spar- und 
somit die Vorsorgefähigkeit. Ferner ist eine lange Dauer der Beitrags-
zahlung – eines Einkommensverzichts also – notwendig, um genügend 
Anwartschaften zu akkumulieren und eine materielle Absicherung für 
einen langen Zeitraum zu erreichen. Eine adäquate Altersvorsorge 
setzt somit entsprechend hohe Beiträge und eine Stetigkeit der Bei-
tragszahlung über einen langen Zeitraum voraus.

Um die Bedeutung der Beitragshöhe und der Dauer der Zahlung bei-
spielhaft darzustellen, sei auf die Absicherung der selbstständig Er-
werbstätigen in der GRV verwiesen.17 Der derzeitige monatliche Min-
destbeitrag beträgt 83,70 Euro. Dies entspricht einer Beitragszahlung
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mit geringerem Einkom-
men zum Teil ihr gesam-
tes Einkommen aufwen-
den, um Güter des tägli-
chen Bedarfs zu erwer-
ben.

17 Eine vergleichbare Dar-
stellung für private Alters-
vorsorgeprodukte ist auf-
grund der unbestimmten
Leistungshöhe bei Ren-
tenzugang nicht möglich.

18 Siehe zur Ermittlung ei-
ner monatlichen Rente
aus der GRV §§ 64 ff.
SGB VI sowie Fachinger
2019a. Den Berechnun-
gen liegt ein monatliches
Durchschnittseinkommen
aller Versicherten in
Höhe von 3.241,75 Euro
und ein aktueller Renten-
wert in Höhe von
36,02 Euro zugrunde.

19 Dem Regelbeitrag liegt
ein monatliches Einkom-
men von 3.290 Euro zu-
grunde.

20 Bei den in der Literatur
verwendeten Werten han-
delt es sich um fiktive An-
gaben sowohl bezüglich
der Bewertung des Kapi-
talbestandes als auch hin-
sichtlich der unterstellten
Zinsen. Zudem werden
die Verwaltungs- und Ver-
marktungskosten nicht

in Höhe von 18,6 Prozent eines monatlichen sozialversicherungspflich-
tigen Einkommens in Höhe von 450 Euro. Durch die Zahlung des Bei-
trags über ein Jahr werden nach derzeitiger Gesetzeslage Anwart-
schaften auf eine monatliche Rente in Höhe von 5 Euro erworben.18 

Werden kontinuierlich 83,70 Euro als monatlicher Beitrag zur GRV 
über einen Zeitraum von 45 Jahre gezahlt, ergibt sich eine Monatsren-
te in Höhe von 225 Euro. Wird der sogenannte Regelbeitrag für versi-
cherungspflichtige Selbstständige (Westdeutschland) in Höhe von 
611,94 Euro pro Monat für ein Jahr gezahlt,19 werden Ansprüche an ei-
ne monatliche Rente von 36,56 Euro erworben. Jährliche Zahlungen 
des Regelbeitrags über 45 Jahre münden in eine Monatsrente von 
1.645,03 Euro. In beiden Fällen liegt der Lohn- bzw. Einkommenser-
satz – die monatliche Rente im Verhältnis zum mit der Aufgabe der Er-
werbstätigkeit wegfallenden Einkommen – bei 50 Prozent. Wird dersel-
be Betrag über einen Zeitraum von vierzig Jahre gezahlt, entstehen 
Anrechte auf eine Monatsrente in Höhe von 1.462,24 Euro, was einem 
Ersatzniveau von 44,45 Prozent entspricht, eine fünfzigjährige Bei-
tragszahlung führt zu einer Rente von monatlich 1.827,81 Euro und ei-
ner Ersatzquote von 55,56 Prozent.

Das einfache Zahlenbeispiel verdeutlicht, dass ein höheres Absiche-
rungsniveau erreicht werden kann, wenn entweder ein höherer monat-
licher Betrag angespart wird und/oder die Beitragszahlung über einen 
längeren Zeitraum erfolgt. Beitragszahlungen über einen kürzeren 
Zeitraum und geringere monatliche Beiträge bedingen demgegenüber 
eine geringere monatliche Rente. Ob und inwieweit der Lebensstan-
dard nach der altersbedingten Aufgabe der Erwerbstätigkeit aufrecht-
erhalten werden kann, ist somit von zwei individuellen Komponenten 
abhängig: der Höhe und der Dauer der Beitragszahlung. Die anderen 
Faktoren, die die Rentenhöhe determinieren, sind individuell nicht be-
einflussbar. Dies betrifft bezogen auf die GRV insbesondere den aktuel-
len Rentenwert und dessen zukünftige Entwicklung.

Private Altersvorsorge: Rentenhöhe nicht
vorhersehbar

Bei privatwirtschaftlich organisierten Altersvorsorgeprodukten gibt es 
eine Reihe nicht individuell beeinflussbarer Faktoren: die während die 
Ansparphase erfolgte Verzinsung des Vermögensbestandes, die Kos-
ten der Vermarktung und der Verwaltung des Vermögens sowie gege-
benenfalls die Lebenserwartung zum Zeitpunkt des erstmaligen Ren-
tenbezugs. Da die Zinsen eine hohe Variabilität bei den jeweiligen Pro-
dukten und zwischen den Anbietern aufweisen, kann keine Aussage 
über die absolute oder relative Hohe der Rentenleistung getroffen wer-
den.20 Es ist somit unbekannt, wie hoch die individuelle Sparleistung zu 
sein hat, um Anrechte zu erwerben, die einen Lebensstandard im Alter 
über die gesamte Altersphase sichern.
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berücksichtigt. Daher las-
sen sich keine Aussagen
zur absoluten oder relati-
ven Höhe der Renten in
Abhängigkeit von der An-
zahl an Versicherungsjah-
ren und den durchschnitt-
lich eingezahlten Beiträ-
gen treffen.

21 Bei risikoorientierten
Beiträgen richtet sich de-
ren Höhe nach der Wahr-
scheinlichkeit des Auftre-
tens des abgesicherten
Risikos. Bei einer Alters-
vorsorge ist dies die fer-
nere Lebenserwartung.
Da die fernere Lebenser-
wartung jüngerer Ge-
burtskohorten höher ist
als die der älteren, zahlen
die älteren bei gleicher
Leistungsausgestaltung
einer Leibrente höhere
Beiträge.

Beitragshöhe: einkommensabhängig oder
fest

Die Höhe des Beitrags zur Altersvorsorge kann grundsätzlich entwe-
der einkommensabhängig oder risikoorientiert festgelegt werden.21 Im 
ersten Fall ergibt sich der Beitrag als Prozentsatz aus dem Einkom-
men; die relative Belastung ist also bei jeder Einkommenshöhe kon-
stant beziehungsweise einkommensproportional. Die absolute Belas-
tung, also die Beitragshöhe, nimmt demnach sukzessive zu, wie dies in 
Abbildung 1 beispielhaft für Kenngrößen der GRV dargestellt ist. Bei 
Pauschal- beziehungsweise Festbeträgen hingegen – etwa im Falle 
von Regel- und Mindestbeiträgen oder bei risikoorientierten Absiche-
rungsformen – ist die absolute Belastung von der Einkommenshöhe un-
abhängig, wohingegen die relative Belastung mit geringer werdendem 
Einkommen überproportional zunimmt.

Abbildung 1 verdeutlicht diesen Sachverhalt. Bei Zahlung des Regelbei-
trags (Westdeutschland) verringert sich die relative Belastung bei stei-
gendem Einkommen überproportional; ab 3.300 Euro liegt sie unter-
halb des GRV-Beitragssatzes für versicherungspflichtig abhängig Be-
schäftigte. Betrachtet man nur die relative Belastung, würden Perso-
nen mit höherem Einkommen, vor die Wahl gestellt zwischen einem 
einkommensabhängigen Beitrag und einem Festbetrag bei gleichem 
Leistungsniveau, den Festbetrag wählen; Personen mit geringem Ein-
kommen würden hingegen einen einkommensabhängigen Beitrag wäh-
len.

Grafik 1: Relative Belastung bei einkommensproportionalen und bei pauschalen Bei-
trägen
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22 Der Person verblieben
noch 1.388,06 Euro. Bei
45 Jahren Beitragszah-
lung ergäben sich An-
sprüche auf eine Rente in
Höhe von 1.645,03 Euro
und bei vierzig Jahren
von 1.462,24 Euro.

Problem: Vorsorgefähigkeit für hybrid Ar-
beitende meist nicht ausreichend 

Vor diesem Hintergrund stellt sich für hybrid Arbeitende die Frage ih-
rer Vorsorgefähigkeit: Können sie über einen entsprechenden Zeit-
raum Beiträge aufbringen, die im Resultat eine monatliche Rente in 
hinreichender Höhe erbringen und das mit der altersbedingten Auf-
gabe der Erwerbstätigkeit entfallende Einkommen ersetzen? Um die 
diesbezügliche Problemlage anzudeuten, sei ein Zahlenbeispiel ange-
führt: Würde eine Person, die ein Monatseinkommen in Höhe von 
2.000 Euro erzielt – durchaus realistisch in den darstellenden Küns-
ten –, den Regelbeitrag für Selbstständige zahlen, so läge die relative 
Belastung bei 30,6 Prozent.22 

Probleme der Vorsorgebereitschaft

Altersvorsorge: in Konkurrenz zu anderen Formen der Geldverwen-
dung

Ohne eine entsprechende Vorsorgefähigkeit, das heißt ein entspre-
chendes Einkommen, ist Altersvorsorge nicht möglich. Dies bedeutet 
im Umkehrschluss aber nicht, dass bei einer adäquaten Vorsorgefähig-
keit auch tatsächlich eine Altersvorsorge erfolgt. Schließlich gibt es 
zur Altersvorsorge alternative Möglichkeiten der Geldverwendung. 
Zum einen können Individuen den Erwerb und Konsum von Ver-
brauchs- oder Gebrauchsgütern als wichtiger erachten. Zum anderen 
mögen sie andere Formen der Vermögensakkumulation als sinnvoller 
ansehen.

Die Altersvorsorge steht also in Konkurrenz zu anderen Formen der 
Vermögensakkumulation, zum Beispiel dem Erwerb von Wohneigen-
tum oder von Aktien, die gegebenenfalls eine höhere Rendite abwer-
fen, ohne allerdings lebenslang ein stetiges und adäquates monatli-
ches Einkommen zu gewährleisten. Eine Aufrechterhaltung des Le-
bensstandards beim Übergang aus der Erwerbstätigkeits- in die Alters-
phase und während der Altersphase kann mit diesen Formen der Ver-
mögensbildung nicht erreicht werden.

Fehleinschätzung zukünftiger Bedarfe

Die Vorsorgebereitschaft hängt unter anderem von den Kenntnissen 
über die Notwendigkeit (und die Möglichkeiten) der Vorsorge ab. In die-
sem Zusammenhang ist auf das Problem der Minderschätzung zukünf-
tiger Bedürfnisse zu verweisen: dass Personen die Höhe des Einkom-
mens, das sie zukünftig zur Deckung ihrer Bedarfe benötigen werden, 
zu gering einschätzen. In der Folge wird die Bedeutung der Altersvor-
sorge unterschätzt. Beispielsweise wird vielleicht nicht berücksichtigt,
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dass sie im hohen Alter aufgrund körperlicher Einschränkungen gege-
benenfalls nicht mehr in der Lage sein werden, alle zur Haushaltsfüh-
rung notwendigen Tätigkeiten selbst auszuführen, und dass sie des-
halb haushaltsnahe Dienstleistungen in Anspruch nehmen werden wol-
len beziehungsweise müssen.

Gegenwartspräferenz

Eine weitere Determinante der Vorsorgebereitschaft ist die individuel-
le Gegenwartspräferenz. Eine hohe Gegenwartspräferenz führt dazu,
dass Individuen den Konsum eher zeitnah ausführen und das Ansparen
materieller Ressourcen für den künftigen Konsum reduzieren oder gar
unterlassen. Während die Minderschätzung zukünftiger Bedürfnisse ei-
ne Fehleinschätzung ist, geht es hier um eine bewusste Entscheidung
für zeitnahen Konsum.

Fehlendes Wissen

Zur Erklärung der Vorsorgebereitschaft wird ferner auf das ökonomi-
sche Wissen der Personen verwiesen. So wird davon ausgegangen,
dass ein adäquates ökonomisches Wissen über die Notwendigkeit und
die Möglichkeiten der Vorsorge die Wahrscheinlichkeit erhöht, dass
Personen eine auf ihre Bedarfe abgestellte Altersvorsorge betreiben.
Dieser Zusammenhang ist aber kein zwangsläufiger: Personen können
sich auch trotz oder sogar aufgrund ihrer ökonomischen Kenntnisse
gegen eine Altersvorsorge entscheiden.

Des Weiteren kann die Unkenntnis institutioneller Regelungen der Al-
tersvorsorge – beispielsweise zu Versicherungspflichten oder ange-
sichts der Komplexität der Formel zur Dynamisierung von Leistungen
in der GRV – zu einer Unterlassung der Altersvorsorge führen. Auch
wenn fundierte ökonomische Kenntnisse vorhanden sind und zukünfti-
ge Bedarfe realistisch eingeschätzt werden, kann dies der Fall sein.

Akzeptanzprobleme und mangelndes Ver-
trauen

Eine weitere Problematik stellt die mangelnde Akzeptanz von Alters-
vorsorgesystemen dar. Durch massive Polemik wurde in der Vergan-
genheit insbesondere die GRV als Vorsorgesystem in Misskredit ge-
bracht. Zudem wurde deren Akzeptanz aufgrund der seit der Jahrtau-
sendwende stetigen Leistungsreduzierung unterminiert. Gleichzeitig
führen die Finanzkrisen sowie die internationalen Beispiele des Miss-
brauchs zu Akzeptanzproblemen einer privatwirtschaftlich organisier-
ten Altersvorsorge.
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Wie sich die Kapitalmärkte entwickeln und welche Folgen dies für die
Altersvorsorge haben wird, kann selbst von Sachverständigen nur be-
dingt adäquat eingeschätzt werden – wie die Finanzkrisen in jüngerer
Zeit zeigen. Dieser Umstand ist nicht dazu angetan, das Vertrauen in
ein System zu stärken, das aus individueller Sicht über einen sehr
langen Zeitraum Stetigkeit und Sicherheit gewährleisten sollte. Somit
kann eine als solche wahrgenommene Instabilität der Finanz- bezie-
hungsweise Kapitalmärkte dazu führen, dass sich Individuen gegen ei-
ne Absicherung entscheiden – nicht weil ökonomische Kenntnisse feh-
len würden, sondern weil sie vorhanden sind. Mangelndes Vertrauen
in die Verlässlichkeit eines Altersvorsorgesystems reduziert somit die
Vorsorgebereitschaft.

Anforderungen an die Ausgestaltung

Fragen der Höhe, der Stetigkeit und der Dynamisierung

Bei der Ausgestaltung der Leistungsseite stehen vor allem drei Aspek-
te im Vordergrund. Dies sind die Höhe (1), die Stetigkeit (2) und die Dy-
namisierung (3) der Leistung.

1. Höhe der Leistung: Hinsichtlich der Höhe der Rente ist zu überle-
gen, welches durch individuelle Vorsorge erreichbare Absicherungsni-
veau es werden soll – im Vergleich zum eigenen vorherigen Erwerbs-
einkommen, zum Einkommen anderer Gruppen, aber auch zu Leistun-
gen, die ein Mindestniveau gewährleisten und zweckgerichtet Armut
vermeiden beziehungsweise beheben sollen.

2. Stetigkeit der Leistung: Die Renten dienen unter anderem der Finan-
zierung von Ausgaben. Deshalb ist ein stetiger, auch in der Höhe konti-
nuierlicher Mittelzufluss anzustreben. Hierdurch wird eine Verlässlich-
keit beziehungsweise Beständigkeit erzielt, beispielsweise Güter des
täglichen Bedarfs zu erwerben oder Gebühren, Mietzahlungen oder
Kredite begleichen zu können.

3. Dynamisierung der Leistung: Da die Renten über einen vergleichs-
weise langen Zeitraum gezahlt werden sollen, ist auch zu bestimmen,
ob und wie sich deren Höhe im Zeitverlauf entwickeln soll. Es reicht al-
so nicht aus, die Höhe der Leistung für den Zeitpunkt des ersten Ren-
tenbezugs, das heißt das individuelle Zugangsrentenniveau, festzule-
gen.

Die drei aufgeführten Aspekte werden in der Literatur häufig vernach-
lässigt. Prinzipiell wird dann jede Form der Vermögensbildung – wie
Aktienbesitz, Wohneigentum, Besitz von Immobilienfonds sowie von
festverzinslichen Wertpapieren oder sogar Sparguthaben – als zur Al-
terssicherung geeignet angesehen (Viebrok et al. 2004, 80–83). Insbe-
sondere das Problem der Stetigkeit und der Sicherheit von Einkom-
men während der Rentenbezugsphase bleibt dabei vollständig unbe-
achtet.
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Den Lebensstandard sichern

Hält man sich das Ziel vor Augen, den einmal erreichten Lebensstan-
dard auch in der Nacherwerbsphase aufrechterhalten zu können und 
nicht auf staatliche Leistungen zur Existenzsicherung angewiesen zu 
sein, dann ist aus individueller Sicht ein Sicherungsniveau sinnvoll, das 
über dem Niveau der Existenzsicherung liegt. Durch die Regelungen 
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung gemäß 
SGB XII ist prinzipiell eine Existenzsicherung gegeben. Damit liegt 
implizit eine untere Grenze für das zu erreichende Sicherungsniveau 
einer Altersvorsorge vor: Das Gesamteinkommen sollte im Normalfall 
über dem Niveau existenzsichernder Leistungen liegen. Wird es nicht 
erreicht, können Akzeptanzprobleme hinsichtlich der Altersvorsorge 
auftreten; dann unterbleibt sie unter Umständen ganz.

Unklar ist, welches relative oder absolute Sicherungsniveau aus indivi-
dueller Sicht als adäquat gilt. Zahlreiche Indizien deuten aber darauf 
hin, dass zumindest der beim altersbedingten Ausscheiden aus der Er-
werbstätigkeit erreichte Lebensstandard beibehalten werden soll. Die 
dann entfallenden Einkommen müssten demnach durch eine Altersvor-
sorge ersetzt werden; andernfalls sind Einschränkungen im Konsum 
und eine Änderung der Ausgabenstruktur unabdingbar.

Diese Überlegungen legen nahe, sich bei der Bestimmung des Siche-
rungsniveaus beim Rentenzugang am zu ersetzenden Einkommen zu 
orientieren. Tatsächlich beruht die Berechnung in der GRV im Prinzip 
auf dem relativen versicherungspflichtigen Bruttoarbeitsentgelt, das 
im Durchschnitt des Versichertenlebens erzielt wurde; anders als bei 
der Beamtenversorgung bezieht sie sich also nicht auf den am Ende 
des Erwerbslebens erreichten Lohn. Ein Grund dafür ist, dass das 
kurz vor der Verrentung erzielte Einkommen bei versicherungspflich-
tig Beschäftigten teilweise unterhalb des Einkommens liegt, das durch-
schnittlich über die Erwerbsphase erzielt wurde – unter anderem be-
dingt durch Krankheitsphasen, durch die Reduzierung der Arbeitsstun-
den, durch Minderung der Erwerbsfähigkeit oder auch durch Arbeitslo-
sigkeit. Bei einem privatwirtschaftlichen Altersvorsorgesystem orien-
tiert sich das Leistungsniveau an der Summe der gezahlten Beiträge, 
nicht am einstigen Einkommen; folgerichtig kann es auch nicht die 
Funktion innehaben und erfüllen, das einstige Einkommen zu ersetzen.

Ohne Dynamisierung geht es nicht

In einer dynamischen Wirtschaft unterliegen Einkommen aus Arbeit 
und Vermögen sowie Preise ständigen – und in der Regel mittel- bis 
langfristig positiven – Veränderungen. Neben der Leistungshöhe zu 
Rentenbeginn ist daher deren weitere Entwicklung relevant für die 
Aufrechterhaltung des Wohlstandsniveaus bzw. des Lebensstandards. 
Um das Ziel einer individuellen Altersvorsorge, nämlich die Sicherung 
des Lebensstandards, zu erreichen, ist deshalb eine Anpassung der 
Leistungshöhen im Zeitablauf über die gesamte Nacherwerbs- bzw. Al-
tersphase erforderlich (Fachinger 2021). Ohne eine solche Anpassung
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würden sich die Kaufkraft des Alterseinkommens sukzessive verrin-
gern und das Einkommen und damit die materielle Wohlfahrt mindern;
bei geringeren Einkommen würde sich das Armutsrisiko sukzessive er-
höhen, gegebenenfalls mit der Folge, in die Sozialhilfeabhängigkeit zu
rutschen.

Fallbeispiele

Die relevanten Aspekte, was die Frage der Dynamisierung betrifft, las-
sen sich am besten anhand einer Fallunterscheidung herausarbeiten.

Fall 1. Im Zeitablauf nominal gleich hohe Beiträge: sinkender Lebens-
standard

Bei im Zeitablauf nominal gleich hohen Beträgen führen Lohn- und
Preissteigerungen sowohl zu einem Verlust der relativen Lohn- bezie-
hungsweise Wohlfahrtsposition als auch zu einer sinkenden Realkauf-
kraft. Eine Aufrechterhaltung des Lebensstandards ist damit nicht
möglich. Als Beispiel können Lebensversicherungen zum Zwecke der
Altersvorsorge dienen. In der Literatur wird zwar, sofern das Problem
überhaupt behandelt wird, auf eine mögliche Überschussbeteiligung
hingewiesen; sollte eine solche erfolgen, richtet sie sich allerdings
nach dem wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens, nicht nach dem
Ziel der Aufrechterhaltung des individuellen Lebensstandards der ver-
sicherten Person. Ferner hängt die Entwicklung der Beträge auch da-
von ab, wann und bei welchem Unternehmen man eine Versicherung
abgeschlossen hat; dies führt zu einer weiteren Zunahme der Ungleich-
heit der Lebensverhältnisse in der Nacherwerbsphase.

Fall 2. Im Zeitablauf an die Einkommensentwicklung angepasste Beträ-
ge: Erhalt des Lebensstandards

Werden die Beträge an die Einkommensentwicklung angepasst, er-
folgt eine Indexierung der Rentenzahlungen gemäß der Entwicklung ei-
nes bestimmten Einkommens oder Lohns. Als Beispiel können die Al-
tersruhegelder (Pensionen) der verbeamteten Beschäftigten dienen.
Hier orientieren sich die ruhegehaltsfähigen Bezüge an der Entwick-
lung der Gehälter der aktiven Beamten. Dies bedeutet, dass die Pensi-
onsbeziehenden an der wirtschaftlichen Entwicklung in gleichem Um-
fang teilhaben wie die Personen im aktiven Dienst.

Bis zum Paradigmenwechsel in der Altersvorsorge in Deutschland galt
Vergleichbares auch für die GRV. Zwar orientiert sie sich auch nach
der Jahrtausendwende noch am (Brutto-)Durchschnittseinkommen
der Erwerbstätigen, allerdings wird die Anpassung durch den Beitrags-
satz- und den Nachhaltigkeitsfaktor gedämpft – mit dem Ergebnis,
dass sich das Absicherungsniveaus im Zeitablauf sukzessive reduziert.
Dies wiederum resultiert in einer stetigen Zunahme von Personen, die
Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung in
Anspruch nehmen müssen. Hieran änderte sich auch durch die Einfüh-
rung einer Grundrente in der GRV im Prinzip nur wenig; Anspruch
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darauf haben Personen, die eine Versicherungszeit von mindestens
33 Jahren aufweisen können (§ 76g SGB VI).

Fall 3. Im Zeitablauf an die Bedarfsentwicklung angepasste Beträge:
Erhalt der Kaufkraft

Alternativ zur Orientierung an der Einkommensentwicklung ist prinzipi-
ell auch eine Anpassung an die Entwicklung eines Preisindexes denk-
bar; das prinzipielle Ziel wäre die Aufrechterhaltung der Realkaufkraft.
Problematisch ist hierbei, dass in der Nacherwerbsphase, unter ande-
rem aufgrund des Alterungsprozesses, Bedarfe und die dafür erforder-
lichen materiellen Mittel ansteigen. So wird davon ausgegangen, dass
etwa aufgrund gesundheitlicher Beeinträchtigungen sowie durch Pfle-
gebedürftigkeit der Bedarf überproportional mit dem Alter zunimmt.
Dies sollte bei der Dynamisierung berücksichtigt werden und setzt ein
sich im Zeitablauf änderndes Niveau der Absicherung voraus.

Folgerungen und konkrete Vorschläge

Die Problematik der Altersvorsorge von hybrid Arbeitenden in den dar-
stellenden Künsten ist bisher nicht adäquat behandelt worden. Dies
liegt unter anderem an der Heterogenität der hybrid Arbeitenden. Das
Spektrum reicht von einer hybriden Erwerbstätigkeit, bei der keine
Versicherungspflicht aus einer der Tätigkeiten vorliegt – vergleichbar
zur Situation nicht versicherungspflichtiger Solo-Selbstständiger –
bis hin zu einer versicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigung, bei der
zusätzlich noch Einkünfte aus einer selbstständigen Tätigkeit erzielt
werden (Fachinger 2018; Fachinger; Belz 2019). Ob und in welchem
Umfang hybrid Arbeitende Altersvorsorge betreiben beziehungsweise
in einem Alterssicherungssystem abgesichert sind, ist unbekannt. Da
keine allgemeine Versicherungspflicht zur Altersvorsorge besteht,
wird die Altersvorsorge maßgeblich von der Vorsorgebereitschaft und
der Vorsorgefähigkeit beeinflusst. Im Folgenden werden einige Aspek-
te zusammengetragen, die bei einer Altersvorsorge für hybrid Beschäf-
tigte beachtet werden sollten.

Pflichtversicherung

Geht man von einer mangelnden oder eingeschränkten Vorsorgebereit-
schaft aus, so sieht ein Altersvorsorgesystem prinzipiell eine Pflichtver-
sicherung vor. Es handelt sich dabei um eine prophylaktische Maßnah-
me, die zudem durch steuerliche Anreize unterstützt werden kann, um
Ausweichstrategien zu kontern.
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23 Am Rande sei ange-
merkt, dass die GRV
nicht nur eine Altersvor-
sorge ermöglicht, son-
dern auch eine Absiche-
rung der Hinterbliebenen
sowie bei Erwerbsun-
fähigkeit. Diese Risiken
müssten somit bei der
Wahl eines privaten Vor-
sorgeproduktes durch zu-
sätzliche Produkte abgesi-
chert werden – soweit
dies insbesondere im Fal-
le des Risikos der Er-
werbsunfähigkeit über-
haupt möglich ist.

Versicherungspflicht in der GRV

Bislang wurde keine Lösung für das Problem der eingeschränkten Vor-
sorgefähigkeit, die sich unter anderem aus niedrigen und zudem unre-
gelmäßig auftretenden Einkommen über einen langen Zeitraum ergibt, 
erarbeitet. Für den Kreis der nicht sozialversicherungspflichtigen So-
lo-Selbstständigen wurden und werden allerdings unterschiedliche 
Konzepte diskutiert (Christie et al. 2022; Fachinger 2019b; Schulze Bu-
schoff 2018). Von den unterschiedlichen Varianten wird mittlerweile ei-
ne Versicherungspflicht in der GRV präferiert; der Vorschlag beinhal-
tet die Möglichkeit, ein privates Vorsorgeprodukt zu wählen, sofern die-
ses insolvenz- und pfändungssicher ist und zu einer Absicherung ober-
halb des Grundrentenniveaus führt (Sozialdemokratische Partei Deut-
schlands (SPD); BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; Freie Demokraten (FDP) 
2021, 75).23 

In Hinblick auf den letztgenannten Vorschlag zur privaten Vorsorge 
sind allerdings mehrere Punkte zu beachten: die im Durchschnitt gerin-
ge Vorsorgefähigkeit der hybrid Erwerbstätigen; die Risikoorientie-
rung der Beiträge; die mit abnehmendem Einkommen überproportiona-
le relative Belastung bei Festbeträgen, die bei privaten Vorsorgepro-
dukten anfallen. Des Weiteren bedingen private Vorsorgeprodukte ei-
ne beitragsbezogene Leistungsausgestaltung. Damit aber kann sie we-
der an die Lohn- noch an die Preisentwicklung angepasst werden; eine 
Orientierung der Renten an der Wohlfahrtsentwicklung ist somit nicht 
möglich – nicht beim Rentenzugang und erst recht nicht im Verlauf 
der Rentenphase.

DRV-Bund oder KSK als Trägerinnen

Der Vorschlag einer allgemeinen Versicherungspflicht in der GRV – be-
zogen auf die hybrid Arbeitenden in den darstellenden Künsten – be-
deutet eine einkommensorientierte, keine risikoorientierte Belastung 
der Einzelnen. Darüber hinaus aber ist damit über die konkrete Ausge-
staltung der Finanzierung, die Höhe der relativen Belastung und den 
Träger noch nichts ausgesagt. Als Trägerinnen kommen einerseits die 
Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV-Bund), andererseits die 
KSK in Frage. Eine Absicherung in der DRV-Bund würde einen Bei-
tragssatz von derzeit 18,6 Prozent bedeuten. Würde der Zugang hy-
brid Arbeitender in den darstellenden Künsten zur KSK erleichtert, 
hätte dies für die Betreffenden eine nur hälftige Beitragszahlung von 
derzeit 9,3 Prozent zur Folge. Dies käme der im Durchschnitt gerin-
gen Vorsorgefähigkeit der Zielgruppe entgegen.

In Hinblick auf hybrid Arbeitende, die in einer ihrer Beschäftigungen ei-
ner Sozialversicherungspflicht in der DRV-Bund unterliegen, ergäben 
sich allerdings spezifische Probleme aus einer KSK-Versicherung. Die 
Betreffenden wären dann in beiden Systemen versichert, wobei sich 
das Leistungsspektrum nicht unterscheidet. Problematischer wären in 
einem solchen Fall die Interdependenzen zwischen den sozialen Siche-

36
A

nm
er

ku
ng

en
 z

ur
 A

lt
er

sv
or

so
rg

e



 

24 Siehe hierzu grundsätz-
lich Fachinger 2019b.

25 Ausführlich Bayreuther
2018.

rungssystemen; so ist die KSK nicht nur für die Altersvorsorge zustän-
dig, sondern auch in die Absicherung des Krankheits- und Pflegebe-
dürftigkeitsrisikos involviert. Hier käme es zum Konflikt zwischen der 
Absicherung in einer gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung, 
gründend auf der sozialversicherungspflichtigen abhängigen Beschäfti-
gung, und der Absicherung dieser Risiken über die KSK.

Rentenbeitragszahlung auf Rechnung aus-
weisen

Eine weitere Möglichkeit (neben der KSK-Trägerschaft), die Beitrags-
belastung zu reduzieren, könnte darin bestehen, sie in den Rech-
nungen auszuweisen, vergleichbar zur Mehrwertsteuer. Zu beachten 
ist allerdings, dass die Verhandlungsmacht der Betreffenden in der 
Regel gering ist. Bei derartigen Formen besteht daher immer die 
Gefahr der Rückwälzung, indem der Preis für die erbrachte Leistung 
reduziert wird. De facto würden die hybrid Arbeitenden dann, trotz 
einer derartigen Regelung, die volle Beitragslast tragen.24 

Arbeitsmarktpolitische Instrumente wie
Mindesthonorare

Wie auch immer die Altersvorsorge konkret ausgestaltet wird – das 
grundsätzliche Problem von im Durchschnitt geringen Einkommen be-
dingt eine geringe Altersvorsorgefähigkeit und im Endeffekt geringe Al-
terseinkommen. Es steht somit zu befürchten, dass ein Teil der hybrid 
Arbeitenden in den darstellenden Künsten selbst bei einer Versiche-
rungspflicht im Alter auf Leistungen der Grundsicherung gemäß 
SGB XII angewiesen sein wird.

Um die Vorsorgefähigkeit zu verbessern, könnten daher auch arbeits-
marktpolitische Instrumente notwendig sein. Verwiesen sei hier auf 
ein Äquivalent zum gesetzlichen Mindestlohn, das Mindesthonorar.25 Ei-
ne solche gesetzlich fixierte Untergrenze dient als Schutz derjenigen, 
die über wenig Verhandlungsmacht oder über Informationsdefizite ver-
fügen oder auch dafür, Machtasymmetrien auszugleichen. Eine Ein-
kommensuntergrenze (Honoraruntergrenze) müsste allerdings allge-
mein akzeptiert und entsprechend gewährleistet werden.
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Vor der Umsetzung: konkrete Zielvor-
gaben

Wie die abschließenden Anmerkungen verdeutlichen, gibt es unter-
schiedliche Maßnahmen, die sich nicht (zwingend) gegenseitig aus-
schließen und die sowohl die Bereitschaft zur Altersvorsorge als auch 
die Altersvorsorgefähigkeit positiv beeinflussen können. Für die zielge-
richtete Auswahl der Maßnahmen und deren Umsetzung sind aller-
dings konkrete Zielvorgaben erforderlich. Daran aber mangelt es nach 
wie vor. Formulierungen wie „angemessener Lebensstandard im Al-
ter“ (Bundesregierung, 2001: 1) oder „older people are not placed at 
risk of poverty and can enjoy a decent standard of living“ (Commission 
of the European Communities, 2002, 22) sind zu unspezifisch, um hier 
weiterzuhelfen.
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Österreich: Zahlen, Daten, Fakten

circa 9 Millionen Einwohner*innen, Stadt Wien: 1,9 Millionen Ein-
wohner*innen                    
durchschnittliches Bruttoeinkommen für Angestellte / unselbststän-
dig Beschäftigte: 2.104 Euro pro Monat, 29.458 Euro pro Jahr
durchschnittliche Dienstgeber*innenkosten für eine unselbstständi-
ge Beschäftigung: 3.171,14 Euro pro Monat, 38.053,78 Euro pro Jahr
Anzahl unselbstständig Beschäftigter 2021: 3.804.941, Anzahl selbst-
ständig Tätiger 2021: ca. 452.000

Politischer Wille

In Österreich besteht für Dienstnehmer*innen ein umfassender
Schutz. Selbstständig Beschäftigte hingegen gelten als Unterneh-
mer*innen, die aufgrund eines angenommenen wirtschaftlichen Er-
folgs in der Lage sind, für ihre soziale Absicherung und Pension selbst
aufzukommen. Die Politik der ersten und zweiten Republik in Öster-
reich ist von Werten der Sozialdemokratie geprägt und fußt auf den Er-
fahrungen und Forderungen der Arbeiter*innenschaft. Für Jahrzehnte
stellte eine große Koalition aus SPÖ und ÖVP die Regierung, was den
Interessenausgleich zwischen Dienstnehmer*innen (SPÖ) und Dienst-
geber*innen (ÖVP) beförderte. Die meisten Österreicher*innen erhal-
ten ihre soziale Absicherung bis heute mittels eines ausdifferenzierten
Systems für Dienstnehmer*innen. Der politische Wille sieht vor, so vie-
le Menschen wie möglich über unselbstständige Tätigkeiten in das re-
guläre Sozialversicherungssystem zu integrieren.

Förderrealität in Wien: Wer sucht an und
verantwortet was?

Die Förderrealität sieht so aus, dass bei der gesetzlich vorgesehenen
erstfördernden Gebietskörperschaft (Stadt oder Bundesland) erfah-
rungsgemäß ein Anteil von circa 60 Prozent des Gesamtbudgets ange-
sucht wird; um circa 30 Prozent kann beim Bund angesucht werden,
der Rest aus Ticketverkäufen bzw. Drittmitteln aufgebracht werden.
Die Prozentzahlen variieren allerdings stark und hängen von den jewei-
ligen Jurys ab.

Die formalen Fördervoraussetzungen in Wien sehen vor, dass sowohl
Einzelpersonen als auch Künstler*innengruppen um eine Förderung
ansuchen können. Förderungen für Einzelpersonen sind nur bis zu ei-
ner Höhe von derzeit 30.000 Euro möglich. Gruppen müssen eine juris-
tische Person darstellen; die Fördergebenden (und die Rechnungshö-
fe) einigten sich dafür auf die juristische Person des Vereins.
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Ein Verein als juristische Person muss gesetzlich verpflichtend eine
ordnungsgemäße Geschäftsgebarung, eine externe Rechnungsprü-
fung und ein eigenes Konto führen. Die Nachvollziehbarkeit des Tuns
ist durch Vorstandssitzungen und Generalversammlungen inklusive
schriftlicher Protokolle, durch regelmäßige Vorstandswahlen und ande-
res mehr gewährleistet. Ein Verein hat die Eigenschaften eines
Dienstgebers: Mitarbeiter*innen müssen entsprechend gesetzeskon-
form beschäftigt werden.

Durch diese spezifischen Fördervoraussetzungen für Gruppen haben
die Fördergebenden in Österreich relativ rasch professionelle Struktu-
ren entstehen lassen.

Selbstständig oder unselbstständig be-
schäftigt?

Ob eine selbstständige oder unselbstständige Tätigkeit vorliegt, ent-
scheidet sich nach der Art und Weise des Beschäftigungsverhältnis-
ses. Im österreichischen Rechtssystem findet sich zwar kein taxativer
Katalog von Merkmalen, der die selbstständige beziehungsweise un-
selbstständige Tätigkeit näher definieren würde, allerdings hat sich
durch die Judikatur über die Jahre eine allgemeine Liste an Merkma-
len herausgebildet: Ausschlaggebend ist dabei nicht die Bezeichnung
der Tätigkeit, sondern welche der angeführten Merkmale insgesamt
überwiegen:
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26 Bildungskarenz ist eine
berufliche Auszeit zur
Weiterbildung und Fortbil-
dung. Voraussetzung da-
für ist, dass man sich in

Grafik 2: Merkmale: Selbstständige und unselbstständig Beschäftigte

Rechte und Absicherung von Dienst-
nehmer*innen

Dienstnehmer*innen genießen einen recht umfassenden Schutz. Sie 
sind über die Österreichische Gesundheitskasse (ÖGK) versichert, er-
halten Leistungen des Arbeitsmarktservice (AMS) sowie Leistungen 
durch die Dienstgeber*innen. Üblicherweise werden 14 Monatsgehäl-
ter gezahlt. Dienstnehmer*innen tragen hierfür ca. 30 Prozent ihres 
Bruttoeinkommens (inkl. Steuern) bei, vonseiten der Dienstgeber*in-
nen werden rund 28 Prozent des Bruttobezugs fällig. Die Höchstbei-
tragsgrundlage beträgt 2023 5.850 Euro monatlich (14 Mal). Das
13. und 14. Monatsgehalt sind allerdings kein Muss. Gerade bei befriste-
ten Arbeitsverhältnissen in Theatern und Festivals ist leider zu beo-
bachten, dass den Künstler*innen nur zwölf Gehälter bezahlt werden.

Die Leistungen der ÖGK umfassen unter anderem Arzt- und Kranken-
hausbesuche ohne Zuzahlung, Krankengeld ab dem ersten Tag, Leis-
tungen zur Rehabilitation und/oder Kur, Mutterschutz- und Elternzeit 
sowie die Möglichkeit für Bildungskarenz26. Das AMS zahlt Arbeitslo-

42
S

T
R

Ä
U

ẞ
C

H
E

N



 

 

 

einem aufrechten Arbeits-
verhältnis befindet, dass
die*der Arbeitgeber*in
einverstanden ist und
dass man für die Dauer
der Bildungskarenz – bis
maximal ein Jahr – frei-
stellt. Während der Bil-
dungskarenz zahlt das
AMS ein Weiterbildungs-
geld in Höhe des Arbeits-
losengeldes, mindestens
jedoch 14,53 Euro täg-
lich. Der Antrag auf Wei-
terbildungsgeld muss
beim AMS gestellt wer-
den. Ein Zuverdienst ist
möglich, maximal bis zur
Geringfügigkeitsgrenze
(14 Mal pro Jahr).

27 Ein geringfügiges Ar-
beitsverhältnis beinhaltet
nur Unfallversicherung,
keine Kranken-, Arbeitslo-
sen- oder Pensionsversi-
cherung; es fällt auch kei-
ne Lohnsteuer an.

28 Die Höhe der Abferti-
gung richtet sich nach
der Dauer des Arbeitsver-
hältnisses und nach dem
Entgelt des letzten Mo-
nats der Beschäftigung.
Zum Beispiel stehen
Dienstnehmer*innen
nach drei Dienstjahren
zwei Monatsentgelte,
nach fünf Dienstjahren
drei Monatsentgelte,
nach zehn Dienstjahren
vier Monatsentgelte,
nach 15 Dienstjahren
sechs Monatsentgelte,
nach 20 Dienstjahren
neun Monatsentgelte und
nach 25 Dienstjahren ein
Jahresgehalt zu.

sengeld und Notstandshilfe aus und finanziert Umschulungs- und Wei-
terbildungsmaßnahmen. Es gibt verpflichtend bezahlten Urlaub (25 bis 
30 Tage im Jahr).

Der Bezug von Arbeitslosengeld ist für sechs Monate mit 55 Prozent 
des durchschnittlichen Einkommens der letzten zwölf Monate berech-
net. Nach diesem Zeitraum kann um Notstandshilfe für einen unbe-
grenzten Zeitraum und in Höhe von 92 Prozent des Arbeitslosengeld-
bezugs angesucht werden. Bei Bezug sowohl des Arbeitslosengelds als 
auch der Notstandshilfe darf unselbstständig 14 Mal, selbstständig 
zwölf Mal bis zur monatlichen Geringfügigkeitsgrenze27 (2023:
500,91 Euro) dazuverdient werden. Die Arbeitslosengeld- und Not-
standshilfebezieher*innen müssen dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 
stehen; Ausnahmen sind vorgesehen.

Die jeweiligen Ansprüche bearbeitet das AMS, das auch für die Ver-
mittlung der Antragsteller*innen in den Arbeitsmarkt zuständig ist. An-
spruchsberechtigt sind Menschen, die in den letzten zwei Jahren min-
destens 52 Wochen arbeitslosenversicherungspflichtig gearbeitet ha-
ben. Wer zum zweiten Mal oder bereits öfter Arbeitslosengeld bean-
tragt, benötigt mindestens 28 Wochen arbeitslosenversicherungs-
pflichtige Arbeit in den letzten zwölf Monaten.

Für Menschen, die keine Beiträge in das Arbeitslosensystem einge-
zahlt haben und nicht mehr arbeiten können, steht das Instrument der 
Sozialhilfe (bis 2022: „Mindestsicherung“) zur Verfügung. Hierzu darf 
allerdings kein Einkommen oder wenig Vermögen vorhanden sein. 
Dienstnehmer*innen steht ein Abfertigungsanspruch28 ab dem zweiten 
Monat des Arbeitsverhältnisses zu (auch bei Selbstkündigung). Die 
Dienstgeber*innen entrichten hierfür verpflichtend einen Beitrag von 
1,53 Prozent des Bruttoentgelts (inklusive Sonderzahlungen, also auch 
des 13. und 14. Gehalts) an eine Vorsorgekasse. Dieses so angesparte 
und verzinste Geld steht der Dienstnehmer*in nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses uneingeschränkt zur Verfügung.

Die Ansprüche von Dienstnehmer*innen werden mit dem Instrument 
der Arbeiterkammern durchgesetzt: Die Arbeiterkammern vertreten al-
le Dienstnehmer*innen per Pflichtmitgliedschaft und leisten hierfür Be-
ratung, Rechtsvertretung bei Arbeitsrechtsverletzungen und Interes-
senvertretung.

Das Theaterarbeitsgesetz und der „Gast-
vertrag“

An den meisten Theatern ist die Bezahlung der Künstler*innen über ei-
nen Kollektivvertrag geregelt. Dies gilt allerdings nicht für Künstler*in-
nen, die projektbezogen und damit befristet beschäftigt sind.

Auf Verträge zwischen einem Theaterunternehmen und allen Perso-
nen, die sich zur Leistung künstlerischer Arbeiten – in einem oder meh-
reren Kunstfächern – „zur Aufführung von Bühnenwerken“ verpflich-
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ten, findet in Österreich zwingend das Theaterarbeitsgesetz (TAG) An-
wendung. Der Geltungsbereich des TAG umfasst somit nicht nur Tätig-
keiten während einer Aufführung, sondern auch vorangehende künstle-
rische Tätigkeiten. Die TAG-Regelungen können durch den Dienstver-
trag nicht zulasten der Dienstnehmer*innen aufgehoben oder be-
schränkt werden. Vor allem Arbeitszeiten (Abend- und Wochenendar-
beit) sind abweichend vom allgemein geltenden Arbeitsrecht geregelt,
außerdem können Veranstalter einfacher einseitig vom Vertrag zurück-
treten.

Im TAG ist außerdem die Besonderheit eines „Gastvertrags“ vorgese-
hen. Er gilt für Künstler*innen, die zur Mitwirkung bei nicht mehr als
fünf Aufführungen in einem Spieljahr verpflichtet werden. Die Anzahl
der Aufführungen kann bis auf 60 pro Spieljahr erhöht werden; Bedin-
gung dafür ist, dass das vereinbarte Entgelt höher ist als die Bezüge,
die das Theaterunternehmen den übrigen im selben Kunstfach tätigen
Mitgliedern im Durchschnitt bezahlt.

Leider wurden in der Vergangenheit viele Verträge als „Gastverträge“
formuliert und geschlossen, obwohl sie den Kriterien dafür nicht ent-
sprachen: Eigentlich hätten sie als befristete Bühnendienstverträge –
für eine unselbstständige Beschäftigung – aufgesetzt werden müssen.
Derzeit befinden sich die Interessenvertreter*innen im Dialog mit dem
Bundesministerium für Kunst, Kultur, öffentlichen Dienst und Sport
(BMKÖS) und mit dem Arbeits- und Sozialministerium, um die Definiti-
on des Gastvertrags nachzuschärfen. So sollen zukünftig nur noch
Künstler*innen mit einem überdurchschnittlichen Bezug für eine be-
fristete Anzahl von Vorstellungen einen Gastvertrag erhalten können;
denn der weist den Charakter eines Werkvertrags auf – bietet also we-
nig soziale und finanzielle Sicherheit. Alle anderen befristet beschäftig-
ten Gastkünstler*innen hingegen sollen einen befristeten Dienstver-
trag bekommen, wobei ein maximaler Zeitraum für diese Vertragsform
festzulegen wäre. Idealerweise deckt der befristete Dienstvertrag die
Zeitspanne vom ersten Tag der Probenzeit oder der ersten Bespre-
chungen bis zum letzten Tag einer Vorstellungsserie ab; dadurch kön-
nen die Künstler*innen mehr Beitragszeiten für die Sozialversiche-
rung erwerben.

Ein positives Beispiel ist der an der Volksoper Wien ausgereichte „Re-
sidenzvertrag“, der genau diese Merkmale aufweist. Die Bezahlung ba-
siert auf Monatsgehältern für die Probenzeiten und auf den Gagen für
die Vorstellungen; aus der Summe dieser Bezüge wird ein Durch-
schnitt pro Monat berechnet und ausbezahlt. Während einer Vorstel-
lungsserie – die Vorstellungstage sind vorab festgelegt – werden den
beteiligten Künstler*innen Urlaubsscheine für weitere Beschäftigun-
gen an anderen Theatern, bei Filmdrehs etc. ausgestellt.
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Das IG-Netz: Sozialversicherungs-
zuschüsse

Das IG-Netz ist eine organisatorische Einheit innerhalb der IG Freie 
Theaterarbeit. Es wurde im Jahr 1991 eingerichtet, um Künstler*innen 
und Produktionsleiter*innen der freien darstellenden Künste Zugang 
zu den sozialen Sicherungsleistungen der unselbstständig Beschäftig-
ten zu verschaffen. Für die Dienstgeber*innen schafft der Ausbau des 
IG-Netzes Rechtssicherheit, die Brisanz der Prüfungen durch die ÖGK 
bezüglich korrekter Beschäftigungsverhältnisse wird reduziert.

Das IG-Netz bezuschusst die Sozialversicherungsbeiträge in Arbeits-
verhältnissen; ansuchen können Dienstgeber*innen wie Vereine, 
Ver-anstalter, Ensembles (IG Freie Theaterarbeit [2022]). Es wird von 
der IG Freie Theaterarbeit im Rahmen einer jährlichen Projekt- 
förderung verwaltet und aus Mitteln der „Sektion Kunst und Kultur“ 
des Bundesministeriums für Kunst, Kultur, öffentlicher Dienst und 
Sport (BMKÖS) und sieben (von neun) Bundesländern finanziert. Es 
gibt transparente Vergaberichtlinien (IG Freie Theaterarbeit [2022]). 
Die Zuschüsse betragen maximal 300 Euro pro Person und Monat und 
sind ausschließlich für Sozialversicherungsbeiträge der Dienstge-
ber*innen zu verwenden.

Selbstständige und neue Selbstständige

Selbstständig sind Personen, die aufgrund einer betrieblichen Tätigkeit 
steuerrechtlich Einkünfte aus selbstständiger Arbeit erzielen. Die 
sogenannten neuen Selbstständigen üben im Rahmen eines Werkver-
trags eine betriebliche Tätigkeit aus, für die sie keine Gewerbeberech-
tigung brauchen. In die Gruppe der neuen Selbstständigen fallen unter 
anderem Vortragende, Künstler*innen, Sachverständige, Journalist*in-
nen und Schriftsteller*innen.

Kriterien für die Eingruppierung als (neue) Selbstständige sind, dass 
Einkünfte aus selbstständiger Arbeit erzielt werden und dass die 
Einkünfte (inklusive gegebenenfalls vorgeschriebener Sozialversiche-
rungsbeiträge) über einem bestimmten Grenzbetrag liegen. Eine 
Pflichtversicherung besteht, wenn die Einkünfte im Kalenderjahr 
6.010,92 Euro jährlich übersteigen (Stand 2023).

Neue Selbstständige werden nicht von der Wirtschaftskammer vertre-
ten. 1998 wurde für Selbstständige die Verpflichtung zur Einzahlung in 
die Kranken- und Pensionsversicherung eingeführt, sodass zumindest 
der Bezug einer Pension nach 180 Beitragsmonaten möglich wird. Von 
Selbstständigen, die 1998 über 55 Jahre alt waren, wurden allerdings 
keine Pensionsversicherungsbeiträge mehr erhoben – mit der Folge, 
dass diese Altersgruppe keine Ansprüche auf einen Pensionsbezug hat.

Die Leistungen der Sozialversicherung der Selbstständigen (SVS) fal-

45
S

T
R

Ä
U

ẞ
C

H
E

N



len deutlich geringer aus als die für Dienstnehmer*innen. Sie entrich-
ten allerdings auch nur 26,83 Prozent ihres selbstständigen Einkom-
mens für Sozialleistungen, zuzüglich 10,41 Euro monatlich für eine Un-
fallversicherung. Zum Vergleich: Dienstnehmer*innen zahlen circa
30 Prozent ihres Bruttobezugs auch für soziale Absicherung, zusätz-
lich zahlen die Dienstgeber*innen noch circa 28 Prozent. Krankengeld
gibt es erst ab dem 42. Tag, bei jedem Arztbesuch fällt ein Selbstbe-
halt von 20 Prozent an. Zusatzleistungen können mit Zusatzversiche-
rungen dazugekauft werden. Kinderbetreuungsgeld und weitere Bo-
nuszahlungen für Kinder- und Familienzeit sind ebenfalls möglich. Es
gibt keine Leistungen wie Arbeitslosen- oder Erwerbslosengeld und
keine bezahlten Urlaubstage.

Eine freiwillige Arbeitslosenversicherung für Selbstständige wurde
2009 gesetzlich verankert. Anspruchsberechtigt ist man nach 52 Bei-
tragswochen in den letzten 24 Monaten (Bundesministerium für Finan-
zen [2023]). Allerdings ist sie aus mehreren Gründen unattraktiv: Die
Bindung beträgt mindestens acht Jahre. Ein Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld hat zudem zur Voraussetzung, dass keine aufrechte Pflichtver-
sicherung in der Pensionsversicherung vorliegt und die selbstständige
Erwerbstätigkeit ruhend gemeldet oder beendet wurde. In erwerbslo-
sen Zeiten einer künstlerischen Tätigkeit kann die freiwillige Arbeitslo-
senversicherung also nicht in Anspruch genommen werden. Reform-
vorschläge werden derzeit ausgearbeitet. Vergleichbar zum Abferti-
gungsanspruch der Dienstnehmer*innen zahlen Selbstständige in eine
Selbstständigenvorsorge-Kasse ein, und zwar 1,53 Prozent der Bei-
tragsgrundlage in der Krankenversicherung. Anspruchsberechtigt ist
man bei Einstellung der Tätigkeit beziehungsweise Pensionsantritt.

Hybrid-Erwerbstätige

Neue Selbstständige – und dazu gehören selbstständig tätige Künst-
ler*innen – können ihre Tätigkeit ruhend melden, wenn sie vorüberge-
hend nicht ausgeübt wird und wenn Sozialversicherungsbeiträge vom
Künstlersozialversicherungsfonds (KSVF) bezuschusst werden. Die Ru-
hendmeldung führt zur Ausnahme von der Pflichtversicherung im an-
gegebenen Zeitraum. Sie muss beim KSVF abgegeben werden. Eben-
so muss die Wiederaufnahme der selbstständigen künstlerischen Tätig-
keit beim KSVF gemeldet werden; er leitet die Information dann an die
SVS weiter: eine neuerliche Pflichtversicherung beginnt.

In Österreich ist eine Kombination bzw. eine Gleichzeitigkeit selbst-
ständiger und unselbstständiger Tätigkeiten grundsätzlich möglich.
Pensionsbeiträge werden addiert, zu viel bezahlte Steuern werden im
Zuge der Jahressteuererklärungen zurückbezahlt. Die Beiträge zur
Krankenversicherung allerdings werden doppelt erhoben und nicht
verrechnet.

Der Bezug von Arbeitslosengeld ist nur möglich, wenn keine aufrechte
Pflichtversicherung vorliegt. Das bedeutet: Wenn im Laufe des Jahres
durch selbstständige Einkünfte die jährliche Geringfügigkeitsgrenze
überschritten wird und somit nachträglich die Pflichtversicherung
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über die SVS entsteht, geht der Anspruch auf Arbeitslosengeld verlo-
ren – auch rückwirkend. Die Höhe des Arbeitslosengeldes berechnet
sich lediglich anhand der Einkünfte aus unselbstständiger Tätigkeit.

Selbstständige mit Gewerbeschein (zum Beispiel Bühnenbildner*in-
nen) können sich über die Genossenschaft Smart Coop Austria als
Dienstnehmer*innen beschäftigen lassen. Als Berechnungsbasis gilt
das Honorar, das die betreffende Person mit dem jeweiligen Haus ver-
einbart hat. Die Smart-Genossenschaft meldet sie an und übernimmt
ihr Vertragsverhältnis mit dem Haus. Die Künstler*innen, die diesen
Weg wählen, erhalten ein monatliches Gehalt von Smart und erwer-
ben Sozialversicherungsansprüche und Ansprüche auf die Arbeitslo-
senversicherung. Smart verrechnet für seine Administration zehn Pro-
zent der Gesamtsumme.

Künstler-Sozialversicherungsfonds für
selbstständige Künstler*innen

Durch die Änderung des Sozialversicherungsrechts 1997 wurden alle
selbstständigen Erwerbstätigen – und somit auch die künstlerisch Täti-
gen – in die gesetzliche Sozialversicherung einbezogen. Um die nun
pensionsversicherten Künstler*innen bei der Zahlung ihrer Versiche-
rungsbeiträge zu entlasten, wurde im Jahre 2000 der Künstler-Sozial-
versicherungsfonds (KSVF) eingerichtet. Aufgabe des KSVF ist es, Zu-
schüsse zu den Pensionsversicherungsbeiträgen zu leisten, seit 2008
zusätzlich auch zu den Kranken- und Unfallversicherungsbeiträgen.
Der KSVF wird unter anderem durch Beiträge der Kabelnetzbetreiber
finanziert.

29 Siehe dazu → Künstler-
Sozialversicherungs-
fonds, Ein geschichtlicher
Überblick

Mehrere Gesetzesänderungen29 erleichterten den Zugang zum KSVF;
unter anderem wurde die Möglichkeit eröffnet, die selbstständige
künstlerische Tätigkeit vorübergehend einzustellen. Die Einkommens-
mindestgrenzen aus selbstständiger künstlerischer (und teilweise un-
terrichtender) Tätigkeit betragen jährlich 6.010,92 Euro, die Höchst-
grenze liegt bei 32.559,15 Euro. Derzeit beträgt die maximale Zu-
schusshöhe pro Künstler*in 158 Euro pro Monat.

Zuschussberechtigt sind Künstler*innen, die Werke der Kunst schaf-
fen. Verschiedene Kurien beurteilen die Anträge der Künstler*innen
entsprechend den gesetzlich vorgegebenen Kriterien. Seit 2001 haben
17.593 Personen einen Antrag auf Gewährung eines Beitragszuschus-
ses eingereicht, davon haben ihn rund 72 Prozent erhalten.

Pension

 

 

Die Höhe des Pensionsbezugs ist abhängig von den tatsächlich geleis-
teten Beiträgen während der Erwerbszeit. Die Mindestversicherungs-
zeit beträgt in Österreich 180 Beitragsmonate, davon müssen mindes-
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30 Auch Zeiten wie Arbeits-
losengeldbezug, Mutter-
schutz zählen zu den 180
Beitragsmonaten, aller-
dings nicht als erwerbstä-
tige Zeit.

tens 84 Beitragsmonate aufgrund einer Erwerbstätigkeit erworben 
worden sein.30 

Sollte der errechnete Pensionsbezug monatlich unter 1.030,29 Euro 
liegen (Stand 2023), wird den Anspruchsberechtigten eine Ausgleichs-
zulage bis zu dieser Höhe gewährt. Allerdings werden sämtliche sonsti-
gen Bezüge oder Einkommen angerechnet. Einen Pensionsanspruch 
können sowohl Personen in Arbeitsverhältnissen (über Beiträge bei 
der ÖGK) als auch Selbstständige (über Beiträge bei der SVS) erwer-
ben.

Die Kooperation der ÖGK und der SVS
bei der Prüfung von Beschäftigungsver-
hältnissen

Die ÖGK und die SVS kooperieren konsequent, wenn es um die Beur-
teilung der Beschäftigungsform geht. Sobald sich Antragstellende bei 
der SVS als neue Selbstständige melden, wird ein entsprechender Fra-
gebogen ausgereicht; darin werden unter anderem die letzten Dienst-
geber*innen und die Art der Beschäftigung abgefragt und es wird eine 
Beschreibung der Beschäftigung erbeten. Diese Angaben werden un-
ter Umständen geprüft.

Die Option, Personen mittels Werkvertrag beziehungsweise als Selbst-
ständige zu beschäftigen, ist für Dienstgeber*innen nur im begründe-
ten Einzelfall gegeben. Im Kunst- und Kulturbereich hat dies zur Kon-
sequenz, dass Vereine, Kompanien, die großen Theater und Festivals 
stattdessen mehr und mehr befristete projektbezogene Arbeitsverhält-
nisse anbieten.

Aktuelle Veränderungen der Arbeitsver-
hältnisse in den darstellenden Künsten

Die Problematik der scheinselbstständigen Beschäftigung von Künst-
ler*innen wurde vonseiten der Politik lange Zeit als „Graubereich“ be-
handelt und de facto akzeptiert. Gruppen und Theater wurden natür-
lich dazu angehalten, Künstler*innen der Gesetzeslage entsprechend 
zu beschäftigen; informell aber wurde transportiert, dass es keine ent-
sprechenden Prüfungen geben werde.

Dies änderte sich 2017, als die ÖGK (damals Krankenkasse) in Koopera-
tion mit der SVS anfing, in ganz Österreich auch bei Kunstvereinen 
die Beschäftigungsverhältnisse zu prüfen – und zwar für fünf Jahre 
rückwirkend. In der Konsequenz sind Kunstvereine zum Großteil dazu 
übergangen, ihre weisungsgebundenen Mitarbeiter*innen als Dienst-
nehmer*innen zu beschäftigen – auch um für sich selbst Rechtssicher-
heit zu schaffen. Sehr deutlich wird dies an der Zahl der Antragstel-
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ler*innen beim IG-Netz, das die Sozialversicherungsbeiträge für ent-
sprechende Arbeitsverhältnisse bezuschusst: Seit 2017 hat sich die
Zahl der Antragsteller*innen und die finanzielle Ausstattung des IG-
Netzes verdoppelt.

Außerdem ist zu beobachten, dass vor allem die jüngeren Generatio-
nen von Künstler*innen so durchgehend wie möglich als Dienstneh-
mer*innen beschäftigt sein wollen: bei freien Gruppen und Kompanien
ebenso wie bei Theatern, Festivals oder Filmproduktionen. Die künstle-
rische Verantwortung und die rechtliche und administrative Obsorge
für das Geschäftsgebaren und alle Beschäftigten liegen somit bei den
entsprechenden Vereinen, Häusern und Unternehmen. Auch die infol-
ge der Theaterreform eingerichteten Koproduktionshäuser für die so-
genannte freie Szene beschäftigen keine Einzelkünstler*innen; statt-
dessen kooperieren und koproduzieren sie mit Gruppen – in der juristi-
schen Form des Vereins; die Verantwortung für die korrekte Beschäfti-
gungsform und Bezahlung der Künstler*innen liegt dann bei den jewei-
ligen Vereinen.

Empfehlung zu Honoraruntergrenzen in
Wien

31 2020 bis 2022: täglich
für 8 Stunden Probentag
165 Euro; für ein bis zwei
Vorstellungen je 300 Eu-
ro, ab der 3. Vorstellung
200 Euro. Seit 09/2022:
täglich für 8 Stunden Pro-
bentag 174 Euro, ab 5 Jah-
ren Tätigkeit 204 Euro;
Vorstellungen siehe
oben. Die Zahlen orientie-
ren sich an verschiede-
nen Kollektivverträgen
für darstellende Künst-
ler*innen.

In Vorbereitung der Einführung von Honoraruntergrenzen (HNU)31 bei
Projekt- sowie Ein- und Zweijahresförderungen durch die Stadt Wien
hat die IG Freie Theaterarbeit gemeinsam mit der Wiener Perspektive
(Working Conditions Group) einen Arbeits- und Kommunikationspro-
zess gestartet, um die HNU-Höhen festzulegen. Voraussetzung war,
dass sich die Einführung der HNU nicht negativ auf die Anzahl der ge-
förderten Projekte auswirkt, sondern ungefähr gleich bleiben sollte;
folglich galt es das Förderbudget zu erhöhen.

Die eingereichten Budgets werden von der Jury daraufhin geprüft, ob
sie den HNU-Empfehlungen entsprechen. Bereits bei der zweiten Ein-
reichfrist im September 2020 waren fast alle Fördereinreichungen
entlang der HNU-Empfehlung kalkuliert; die durchschnittliche Förder-
höhe stieg von circa 20.000 auf circa 29.000 Euro. Die IG Freie Thea-
terarbeit stellt auf ihrer Webseite ein Kalkulationstool zur Verfügung,
mit dem der zeitliche und finanzielle Aufwand (Dienstgeber*innenbrut-
to) pro beteiligter Person berechnet werden kann. Zeitgleich nahmen
die Beschäftigungen als Dienstnehmer*innen deutlich zu.

Die Jury erkennt die eingereichten Budgets zu fast 100 Prozent an. Es
wird also entlang der Kostenwahrheit gefördert; an ihr orientiert sich
bei den Förderhöhen auch die sekundär fördernde Gebietskörper-
schaft (Bund).
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32 Steuerfrei und nicht Be-
messungsgrundlage für
Sozialversicherungsbei-
träge.

Fairness-Prozess und Fair-Pay-Strategie
der Gebietskörperschaften

Das Coronajahr 2020 hat deutlich gezeigt, dass die Beschäftigungs-
form der Selbstständigkeit bzw. Scheinselbstständigkeit kein belastba-
res Modell in den darstellenden Künsten ist. Viele Verträge wurden sei-
tens der Auftraggeber*innen ohne Kompensationszahlungen aufge-
löst, vielfach mit der Begründung „höhere Gewalt“. In diesem Fall „zer-
fällt“ der Vertrag, und beide Vertragsparteien sind von Ansprüchen be-
ziehungsweise Verpflichtungen entbunden. Das Verlustrisiko wurde in 
diesen Fällen (größtenteils unrechtmäßig) auf die Künstler*innen abge-
wälzt. Künstler*innen als Dienstnehmer*innen hingegen konnten unter 
anderem von Kurzarbeitsregelungen beziehungsweise Arbeitslosen-
geld profitieren.

Vor dem Hintergrund dieser Erfahrung wurde der bundesweite „Fair-
ness-Prozess“ ins Leben gerufen: unter Beteiligung der Interessens-
gruppen der verschiedenen Genres und der Bundesländer sowie unter 
Leitung des Kulturstaatssekretariats. Das Ergebnis war unter ande-
rem eine Fair-Pay-Strategie für die Förderungen durch die öffentliche 
Hand.

Im Rahmen der Fair-Pay-Strategie hielten Bund, Länder, Städte- und 
Gemeindebund ihre Verantwortung für die Finanzierung von Kunst 
und Kultur fest und signalisierten ihre Bereitschaft, künftig einen grö-
ßeren Beitrag zu fairer Bezahlung zu leisten. Die einzelnen Förderge-
benden entwickeln dafür eigene Modelle, stimmen sich aber unter-
einander ab. Über getroffene Fair-Pay-Maßnahmen wird laufend be-
richtet werden, etwa in den jährlichen Kunst- und Kulturberichten der 
Gebietskörperschaften.

Die Fair-Pay-Strategie und ebenso der österreichweit gültige → Fair-
ness-Codex sind Meilensteine in Hinblick auf die Verbesserung der Be-
zahlung und der Arbeitsbedingungen von Künstler*innen. Das BMKÖS 
brachte bereits 6,5 Millionen Euro im Jahr 2022 und 9 Millionen Euro 
im Jahre 2023 zusätzlich zweckgewidmet für die faire Bezahlung von 
Künstler*innen und Kulturarbeiter*innen auf. Die Stadt Wien hat ihren 
Topf für Projekt-, Ein- und Zweijahresförderungen von 2,6 Millionen 
auf 4 Millionen Euro erhöht; daneben hat sie für darstellende Künst-
ler*innen jährlich zwanzig Arbeitsstipendien pro Jahr von je 18.000 
Euro32 eingerichtet. Andere Bundesländer reichen ebenfalls Arbeitssti-
pendien aus.
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Zusammenfassung

Die soziale Absicherung darstellender Künstler*innen entwickelt sich
seit 2017 in Richtung einer Integration in die regulären Sicherungssys-
teme für unselbstständig Beschäftigte. Viele Gruppen und Kompanien
gehen dazu über, ihre Mitarbeiter*innen und künstlerischen Akteur*in-
nen unselbstständig zu beschäftigen, um Rechtssicherheit zu schaf-
fen.

Die größte Herausforderung ergibt sich derzeit aus der Dauer der Be-
schäftigungsverhältnisse, denn die Zugänge zu den Leistungen des
AMS sind von den Beitragszeiten abhängig. Die IG Freie Theaterarbeit
arbeitet daran, Vertragslaufzeiten zu strecken, unter anderem durch
Änderungen im Theaterarbeitsgesetz und einer Neudefinition des dort
verankerten „Gastvertrags“.

Mit dem Fairness-Prozess unter Beteiligung von Bund und Bundeslän-
dern gibt es ein klares politisches Bekenntnis zu einer fairen Bezah-
lung auch in den darstellenden Künsten in Österreich. Der Bund und
die Stadt Wien haben – gemäß der Prämisse, dass die Anzahl der ge-
förderten Projekte gleich bleibt – deutlich erhöhte Budgets bereitge-
stellt. Die übrigen acht Bundesländer arbeiten derzeit an Erhöhungen
ihrer Budgets, überprüfen die Einführung von HNU-Empfehlungen, er-
heben die soziale und finanzielle Situation von Künstler*innen vor Ort
und überprüfen höhere Beiträge zum IG-Netz.

Seit 2020 wird deutlich mehr Geld in die Förderung der freien darstel-
lenden Kunst gegeben; allerdings gibt es noch keine belastbaren Er-
gebnisse, inwiefern dieses Geld bei den Künstler*innen selbst an-
kommt. Die IG Freie Theaterarbeit wird daher 2023 bis 2024 eine Stu-
die zu den Auswirkungen durchführen.

Selbstständige Künstler*innen erhalten Zuschüsse über den KSVF.
Von Sommer 2020 bis März 2022 haben vielen Künstler*innen durch
vorübergehende Finanzinstrumente eine Art kontinuierliches Grund-
einkommen erhalten, das ihnen ein bescheidenes, aber gesichertes Le-
ben während der Coronapandemie ermöglichte. Mit Auslaufen dieser
Maßnahmen treten die bekannten Probleme wie unregelmäßige und
geringe Einnahmen wieder stärker auf. Studien zur sozialen Lage von
Künstler*innen kommen zu dem Ergebnis, dass der jährliche Durch-
schnittsumsatz aus künstlerischer und unterrichtender Tätigkeit bei
13.000 bis 24.000 Euro liegt, für 20 bis 22 bezahlte Arbeitswochen
pro Jahr.

Ziel muss es sein, Künstler*innen und Akteur*innen während ihrer
künstlerischen Laufbahn ein ausreichendes Einkommen zu ermögli-
chen – gerade wenn Förderungen der öffentlichen Hand die Hauptfi-
nanzierungsquelle darstellen. Der Zugang zu den sozialen Sicherungs-
systemen muss – wie für die allermeisten Österreicher*innen – Usus
werden. Eine Umfrage der IG Freie Theaterarbeit von 2021 bestätigt
dies: Egal ob sie mehrheitlich als Dienstnehmer*innen oder selbststän-
dig tätig waren – die befragten Künstler*innen wollen bezahlte Krank-
heitstage, bezahlten Urlaub und eine finanzielle Kompensation in Zei-
ten ohne Beschäftigung. All dies sind Merkmale unselbstständiger
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Beschäftigungsverhältnisse. Sie bieten ihnen außerdem – sofern ge-
wünscht – die Möglichkeit, sich beruflich zu verändern, breiter aufzu-
stellen oder neu zu orientieren. Die Entscheidung für ein künstleri-
sches Leben darf nicht automatisch in ein konstant prekäres Dasein
münden, sondern muss eine faire Bezahlung und Möglichkeiten zur
Veränderung bieten: einen Strauß von Möglichkeiten – nicht nur ein
Sträußchen.
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